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N i e d e r s c h r i f t 

(StR/010/2022) 
 

über die 10. Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen  
am Donnerstag, dem 24.11.2022, 16:00 - 17:00 Uhr, 

Ratssaal, Rathaus 
 
Der / die Vorsitzende eröffnet um 16:00 Uhr die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung 
der Mitglieder und die Beschlussfähigkeit fest. 
Der Stadtrat genehmigt nach erfolgten Änderungen und Ergänzungen die nachstehende 
Tagesordnung: 
 

Nicht öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr 

- siehe Anlage – 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:15 Uhr  

 
5. Mitteilungen zur Kenntnis 

Keine Mitteilungen. 

 

 

6. Bericht aus nichtöffentlicher Sitzung 

Kein Bericht. 

 

 

7. EB77: Feststellung des Jahresabschlusses 2021 
(Betrieb für Stadtgrün, Abfallwirtschaft und Straßenreinigung) 

 

771/013/2022 

Beschluss 

8. Aufnahme des FSV Erlangen-Bruck in das Sonderprogramm 

 

52/104/2022 

Beschluss 

9. Mittelbereitstellungen 

 

 

 

9.1. Mittelbereitstellung für das Stadtjugendamt 

 

510/086/2022 

Beschluss 

9.2. Mittelnachbewilligung für das Budget des Sozialamts (Amt 50) 

 

50/086/2022 

Beschluss 

9.3. Mittelnachbewilligung KdU und Erstausstattung Geflüchteter 

 

55/048/2022 

Beschluss 

9.4. Mittelbereitstellung zur Deckung des Mehrbedarfs im GME 

 

241/027/2022 

Beschluss 

10. Änderung der Straßenreinigungssatzung 

 

30/053/2022 

Beschluss 

11. Änderung der Satzung für die Erhebung einer 
Straßenreinigungsgebühr (Kalkulationszeitraum 2023 bis 2024) 

 

30/057/2022 

Beschluss 

12. Auflösung des Kommunalunternehmen GGFA AöR 

 

V/018/2022 

Beschluss 
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13. Gründung des Eigenbetriebes "Erlanger Jobcenter" - Betriebssatzung 
mit Bestellung des 1. Werkleiters 

 

V/019/2022/1 

Beschluss 

14. Satzung für die Betriebe gewerblicher Art im Eigenbetrieb Erlanger 
Jobcenter (EJC) "Sozialkaufhäuser" und "Fahrradprojekte" 

 

V/020/2022 

Beschluss 

15. Antrag der SPD-Fraktion zum Haushalt 2022; - Projekt, 
„Energieeffiziente Elektrogeräte (EEG)“ 

 

55/044/2022 

Beschluss 

16. Umsetzungskonzept der gemeinsamen Jugendberufsagentur 
Erlangen 

 

55/045/2022 

Beschluss 

17. Zweckvereinbarung über das VAG-Leihradsystems in der 
Städteachse Erlangen-Fürth-Nürnberg-Schwabach 

 

VI/159/2022 

Beschluss 

18. Fortsetzung: Europaweite Ausschreibung von Reinigungsleistungen 

 

243/015/2022 

Beschluss 

19. 1. Deckblatt zum Bebauungsplan Nr. E 226, Bebauungsplan Nr. E 
228-A sowie 2. Deckblatt zum Bebauungsplan Nr. E 264 der Stadt 
Erlangen – Gewerbegebiet Eltersdorf –  
hier: Satzungsgutachten/Satzungsbeschluss 

 

611/128/2022 

Beschluss 

20. Zweckvereinbarung mit dem Landkreis Erlangen-Höchstadt und der 
Gemeinde Buckenhof über die Rufbuslinie 285T 

 

613/201/2022 

Beschluss 

21. Antrag Nr. 259/2022 der Grünen Liste Fraktion: Querschnittsaufgabe 
Klima-Aufbruch - Antrag zu den Arbeitsprogrammen aller Ämter 

 

31/167/2022 

Beschluss 

22. Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE) 
- Jahresabschluss 2021 - 
Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses 
2021 einschl. Lagebericht gem. § 25 Eigenbetriebsverordnung Bayern 
(EBV) 

 

EBE-B/016/2022 

Beschluss 

22.1. Änderung im Stadtteilbeirat Innenstadt – Berufung eines 
Ersatzmitgliedes für die Amtszeit vom 01. Dezember 2022 bis 30. 
April 2026 

 

13-2/127/2022 

Beschluss 

22.2. Aufhebung von Bußgeldbescheiden wg. sog. "Corona-
Ausgangssperre"; Dringlichkeitsantrag der Erlanger Linke Nr. 
304/2022 

 

304/2022/ERLI-
A/036 

 

23. Anfragen 

 

 

 

 



Niederschrift StR/010/2022 der Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen vom 24.11.2022  

 

Seite 3 / 56 

 

TOP 5  

Mitteilungen zur Kenntnis 

 

Keine Mitteilungen. 

 

TOP 6  

Bericht aus nichtöffentlicher Sitzung 

 

Kein Bericht. 

 

TOP 7 771/013/2022 

EB77: Feststellung des Jahresabschlusses 2021 
(Betrieb für Stadtgrün, Abfallwirtschaft und Straßenreinigung) 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 

Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere  

- Gemeindeordnung Bayern (GO)  
- Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV)  
- Betriebssatzung für den EB 77  

Der Jahresabschluss 2021 des EB 77 wurde gem. § 25 EBV im Mai/Juni 2022 aufgestellt.  
Er enthält.  

- Bilanz  
- Gewinn- und Verlustrechnung  
- Lagebericht  
- Anlage: Erfolgsübersicht nach Geschäftsbereichen  

Die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses 2021 erfolgte gem. Beschluss des Stadtrats durch 
die Dr. Storg GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft und wurde im 
Mai/Juni 2022 durchgeführt.  

Der Bestätigungsvermerk wurde für den Jahresabschluss 2021 vollinhaltlich erteilt (s. Anlage).  
Die finanzielle Lage des EB 77 hat sich im Wirtschaftsjahr 2021 negativ entwickelt, insbesondere 
aufgrund erheblicher Mehraufwendungen in den sicherheitsrelevanten Bereichen Winterdienst und 
Baumsicherheit. Darüber hinaus kam es zu Erlösausfällen und Mehraufwendungen durch die 
Corona-Pandemie. Nähere Informationen können der Anlage entnommen werden.  

Die örtliche Rechnungsprüfung wird durch Amt 14 durchgeführt. Die Vorlage des Berichts erfolgt 
im Revisionsausschuss am 9. November 2022.  

Der geprüfte Jahresabschluss 2021 soll gem. § 9 Abs. 3 i.V.m. § 6 Abs. 1 der Betriebssatzung vom 
Stadtrat in der Sitzung am 24. November 2022 festgestellt und Entlastung erteilt werden. 

 

 



Niederschrift StR/010/2022 der Sitzung des Stadtrates der Stadt Erlangen vom 24.11.2022  

 

Seite 4 / 56 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

- Feststellung des Jahresabschlusses  
- Erteilung der Entlastung gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung  
(Werkleitung und Oberbürgermeister)  
- Entscheidung über die Ergebnisverwendung 

3. Prozesse und Strukturen 

- Begutachtung im Werkausschuss für den EB 77 am 26. Juli 2022  
- Behandlung im Revisionsausschuss am 9. November 2022  
- Beschlussfassung / Feststellung im Stadtrat am 24. November 2022 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen: siehe Prüfbericht der Dr. Storg GmbH 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Jahresabschluss des EB77 für das Wirtschaftsjahr 2021 wird gem. § 25 EBV (Eigenbetriebs-
verordnung Bayern) festgestellt und Entlastung wird (gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 der Betriebssatzung) 
erteilt.  
Der von der Dr. Storg GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 
geprüfte Jahresabschluss 2021 weist in der Gewinn- und Verlustrechnung ein Jahresergebnis von  
-949.518,02 € aus. Zusammen mit dem Gewinnvortrag des Vorjahres i.H.v. 1.625.396,30 € ergibt 
sich damit ein bilanzielles Ergebnis i.H.v. 965.645,61 €. Es wird beschlossen, dieses Ergebnis auf 
neue Rechnung vorzutragen.  
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Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 8 52/104/2022 

Aufnahme des FSV Erlangen-Bruck in das Sonderprogramm 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Zur Aufrechterhaltung des örtlichen Sport- und Freizeitangebotes soll das Sportzentrum des FSV 
Bruck neu gebaut und erweitert werden. Dazu gehören der dringend notwendige Neubau einer 
Doppelsporthalle mit allen nötigen Funktions- und Sanitärräumen, einer Bundeskegelbahn, die 
Neuanlage von drei Tennisplätzen und die Neuanlage eines Allwetter-Sportfeldes mit 
(Beregnungssystem und) LED-Flutlicht. 

Diese Maßnahme EIN SPORT FÜR ALLE-Zentrum Erlangen-Bruck stellt somit eine wesentliche 
Verbesserung im Angebot des Breitensports dar. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Mit einem einstimmigen Stadtratsbeschluss wurde am 26.11.2020 entschieden, den FSV 
Erlangen-Bruck zusätzlich neben der Aufnahme in das Förderprogramm „Sanierung kommunaler 
Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ des BMI für Bauwesen und 
Raumordnung zu bezuschussen. 

 

Aufgrund enormer Baukostensteigerungen können die ursprünglichen Kostenschätzungen nicht 
gehalten werden. Der Stadtrat hat mit einem einstimmigen Beschluss am 28.07.2022 festgestellt, 
trotzdem an diesem Förderprojekt festzuhalten und den Zuschussbetrag auf 4,1 Millionen € 
anzuheben. 

 

Mit Schreiben vom 18.10.2022 hat der FSV Erlangen-Bruck den Antrag gestellt, in das vom 
Stadtrat am 22.07.2021 beschlossene und auf eine Laufzeit von 5 Jahren befristete 
Sonderprogramm zur Bezuschussung von Bau- und Sanierungsmaßnahmen im Rahmen der 
städtischen Sportförderung aufgenommen zu werden. 

 

Die Stadt Erlangen ist bestrebt, die infrastrukturelle Zukunftsfähigkeit des organisierten Sports in 
Erlangen zu unterstützen. Weiterhin strebt Erlangen eine Klimaneutralität bis zum Jahr 2030 an, 
die mit dem „Klima-Aufbruch in Erlangen“ betitelten Sofortmaßnahmenkatalog einen Auftakt 
genommen hat. 

Gerade im Hinblick auf die anstehenden Herausforderungen des Klimawandels und der damit 
einhergehenden Maßnahmen zur Verbesserung von energetischen Rahmenbedingungen 
und/oder ökologischen Aufwertungen der vorhandenen Sportanlagen der Erlanger Sportvereine 
soll das beschlossene kommunale Sonderprogramm zur Förderung der Bau- und 
Sanierungsmaßnahmen hierfür den Grundstein legen. 
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Das nach den Richtlinien für das Sonderprogramm vorgesehene vorberatende Gremium hat am 
25.10.2022 getagt. Es waren neben dem Bürgermeister Herrn Volleth auch als Vertretung der 
Erlanger Sportvereine der Vorsitzende des Sportverbandes Herr Thurek, für den Landes-
Sportverband (BLSV) Herr Börner und für die Sportverwaltung Herr Klement anwesend. 

 

Übereinstimmend wurde festgestellt, dass der FSV Erlangen-Bruck die allgemeinen und 
besonderen Fördervoraussetzungen gemäß den Richtlinien für das Sonderprogramm erfüllt. Die 
geplante Maßnahme ist im Antrag als Anlage beigefügt. 

 

Die geforderten Kriterien für förderfähige Maßnahmen 

 

 Die Maßnahme übersteigt eine Investitionssumme von 750.000 € 

 Die Maßnahme wirkt in erheblichem Umfang in den Stadtteil und unterstützt/verbessert die 
Möglichkeiten für Sport, Bewegung und Gesundheit für die Bevölkerung bzw. 
Vereinsmitglieder erheblich 

 Es werden die Aspekte Inklusion, demographischer Wandel, Integration sowie soziale 
Maßnahmen in besonderer Weise berücksichtigt 

 Energetische und ökologische Kriterien zur Unterstützung der Klimaanpassung erhalten eine 
herausragende Bedeutung und haben Vorbildcharakter 

 

sind nach einstimmigem Votum des vorberatenden Gremiums erfüllt, so dass die Empfehlung 
abgegeben wird, den FSV Erlangen-Bruck in das Sonderprogramm aufzunehmen. 

 

Die endgültige Entscheidung über die Gewährung der Förderung begutachtet der Sportausschuss 
und beschließt der Stadtrat. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Die Finanzierung ist nach der aktuellen Kostenschätzung des Architekten mit Fachplanern wie folgt 
aufgebaut: 

 

Förderung durch Bundesmittel:  1.739.000 € 

Eigenleistung FSV Erlangen-Bruck: 1.000.000 € 

Förderung BLSV: 1.700.000 € 

Stadt Erlangen: 4.100.000 € 

Stadt Erlangen (Sonderprogramm): 1.161.000 € 

 

Gesamt: 9.700.000 € 

 

Nach Rücksprache mit dem Projektträger Jülich ist aktuell keine prozentuale Anpassung der 
Förderung des Bundes vorgesehen. Sollte dies der Fall sein, würde sich der Zuschussanteil der 
Stadt Erlangen reduzieren. 
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4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

X   ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Vorgesehen ist eine Energieversorgung durch Bau einer Erdwärmesondenanlage verbunden 
mit anderen Konzepten (z. B. Wärmepumpen, PV-Anlage). Dieses Konzept ist innovativ, 
zukunftsträchtig und ermöglicht es die Sportanlage des FSV Erlangen-Bruck C02- neutral zu 
machen und man nähert sich einer energieneutralen Anlage an. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: 4.100.000€ bei IPNr.: 421.891 

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen 1.739.000 € bei IPNr.: 421.891EB 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

X  sind vorhanden auf IvP-Nr. 421.891 in Höhe von 4.100.000 € 

      X   Umschichtung von IvP-Nr. 421.882 in Höhe von 1.161.000 € auf IvP-Nr. 421.891 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt, den FSV Erlangen-Bruck e.V. mit dem Projekt „EIN-SPORT-FÜR-ALLE-
ZENTRUM“ in das Sonderprogramm zur Bezuschussung von Bau- und Sanierungsmaßnahmen 
aufzunehmen.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   
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TOP 9  

Mittelbereitstellungen 

 

 

TOP 9.1 510/086/2022 

Mittelbereitstellung für das Stadtjugendamt 

 

Sachbericht: 

1. Ressourcen 

Wie bereits im Zwischenbericht des Amtes 51 zum Budget und Arbeitsprogramm 2022 – Stand 
31.07.2022 – mitgeteilt (Vorlagen-Nr. 510/083/2022), reichen die Mittel im Sachkostenbudget nicht 
aus. Entsprechend mehrjähriger Praxis wurde der angemeldete Bedarf des Jugendamtes im 
Haushalt 2022 nicht vollständig berücksichtigt.  

Zu den im Zwischenbericht aufgezeigten Mehraufwendungen (voraussichtlich 3.800.000 €) haben 
sich keine Änderungen ergeben.  

  

Zur Durchführung des Leistungsangebots sind nachfolgende Sachmittel notwendig: 

Für den Verwendungszweck  
Förderung Kindergarten (KTR 36522100),  

Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen (KTR 3611),  

Hilfe in Vater/Mutter/Kind-Einrichtung (KTR 36323010),  

Hilfen zur Erziehung (KTR 36335), Pflegekinderwesen (KTR 3634112) und 
Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche  
(KTR 36343)  

stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfügung 

 

 

 

 

 

 

 

28.102.700€ 

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfügung (Ansatz)       ---- € 

Es stehen Haushaltsreste zur Verfügung in Höhe von      ---- € 

Bisherige Mittelbereitstellungen für den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in 
Höhe von                                                                                                                                                                                                                                                                                                

 
0 € 

  

  

  

Summe der bereits vorhandenen Mittel 28.102.700€ 

Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung)  31.902.700€ 

 

Die Mittel werden benötigt  auf Dauer 

     einmalig für das Haushaltsjahr 2022        
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Nachrichtlich: 

Verfügbare Mittel im Budget (KTR 36522100, 3611, 36323010, 36335, 3634112, 36343)                
zum Zeitpunkt der Antragstellung                                                               9.670.280,67 € 

 

In den Monaten November 2022 bis Januar 2023 ist noch ein hoher Mittelabfluss zu erwarten  
(u.a. die 4. Abschlagszahlung im Rahmen der Betriebskostenförderung freie Träger, Kostenstelle  
516190, KTR 36522100).  

Im Rahmen der wirtschaftlichen Jugendhilfe (Kostenstelle 512590) gehen die Rechnungen 
immer stark zeitverzögert ein. Aktuell sind die Zahlungen lediglich bis einschließlich August 
angewiesen. U.a. erfolgt die Abrechnung der Vollzeitpflege für das vergangene halbe Jahr  
erst im Januar 2023.   

Anderweitige Einsparungen auf anderen Kostenstellen und Kostenträgern im Sachmittel- 
budget sind nicht ersichtlich, so dass auch kein Ausgleich innerhalb des Sachmittelbudgets 
möglich ist.  

 Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet. 

Verfügbare Mittel im Deckungskreis           € 

 Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet. 

 

2. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Sicherstellung der Pflichtaufgaben-Erfüllung des Jugendamtes 

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen? 

Der Fehlbetrag im Sachmittelbudget des Stadtjugendamtes muss durch Mehreinnahmen und 
Minderausgaben aus dem allgemeinen Haushalt gedeckt werden.  

Die Grunderwerbssteuer (SK 413104) weist mit Ende des 3. Quartals Mehrerträge in Höhe von 
1,56 Mio. € aus. 

Bei dem Sachkonto 559201 „Verzinsung von Gewerbesteuernachzahlungen 
(Gewerbesteuerguthaben)“ kann in Anbetracht der Sollstellungen verglichen mit dem 
Haushaltsansatz auf diesem Sachkonto mit einer Einsparung bis Jahresende von 1.312.000 € 
gerechnet werden.  

 

Mehrerträge sind bis Jahresende noch im Sonderbudget K-Bit zu erwarten. Unter anderem 
aufgrund der ungeplanten Mengenmehrungen im Standardgeschäft kam es zu einer Differenz 
zwischen vorab kalkulierten und tatsächlich bei KommunalBIT angefallenen Kosten in Höhe von 
knapp 1,6 Mio. €. Sie werden, wie in den Vorjahren, umsatzanteilig an die Trägerstädte 
zurückerstattet. Auf die Stadt Erlangen entfällt ein Anteil von 928 T€. Hierzu wird auf die 
Beschlussvorlage BTM/055/2022 verwiesen. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung beantragt nachfolgende überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln: 

Erhöhung der Aufwendungen um 

 

insg. 3.800.000 € 

davon 
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Sachmittelbudget       

 

 

Kostenstelle 516190 

Allgem. KST SGB 
Finanzmanagement, 
Ausbildungsförderung 
und Unterhaltsvorschuss 
(Abt. 510) 

 

Produkt 36522100 

Förderung Kindergarten 
(freie Träger)  

1.700.000 € für 

 

Sachkonto 530101  

Zuschüsse f. Soziales/ 
Kultur/Sport (lfd.  

Zwecke) 

 

 

Sachmittelbudget 

 

 

Kostenstelle 516190 

Allgem. KST SGB 
Finanzmanagement, 
Ausbildungsförderung 
und Unterhaltsvorschuss 
(Abt. 510) 

 

 

Produkt 36112100 

Förderung von Kindern in 
Einrichtungen freier  

Träger 

 

            200.000 € für 

 

Sachkonto 533101  

Jugendhilfe an nat.  

Personen a v. E.  

 

 

 

Sachmittelbudget 

 

Kostenstelle 512590 

Allgem. KST SGB 
Wirtschaftliche Hilfen 

(Abt. 512) 

 

Produkt 36323010 

Förderg. v. gem. 
Wohnformen f. 
Väter/Mütter- Kinder 

130.000 € für 

 

Sachkonto 533201  

Jugendhilfe an nat.  

Personen i. E. 

Sachmittelbudget 

 

Kostenstelle 512590 

Allgem. KST SGB 
Wirtschaftliche Hilfen 

(Abt. 512) 

 

Produkt 36335010 

Sozialpädagogische  

Familienhilfe 

160.000 € für 

 

Sachkonto 533101 

Jugendhilfe an nat.  

Personen a. v. E.  

Sachmittelbudget 

 

Kostenstelle 512590 

Allgem KST SGB 
Wirtschaftliche Hilfen 
(Abt. 512) 

Produkt 36341121 

Pflegekinderwesen: 
Vollzeitpflege 

30.000 € für 

 

Sachkonto 533101 

Jugendhilfe an nat. 
Personen a. v. E.  

 

Sachmittelbudget 

 

Kostenstelle 512590 

Allgem. KST SGB 
Wirtschaftliche Hilfen 
(Abt. 512) 

Produkt 36343130 

Eingliederungshilfe – 
Integrationshelfer  
(ambulant) 

480.000 € für  

 

Sachkonto 533101  

Jugendhilfe an nat.  

Personen a. v. E.  

 

Sachmittelbudget  

 

 

Kostenstelle 512590 

Allgem. KST SGB 
Wirtschaftliche Hilfen  
(Abt. 512) 

Produkt 36343310 

Eingliederungshilfe – 
Heimunterbringung 
(stationär) 

1.100.000 € für  

 

Sachkonto 533201 

Jugendhilfe an nat. 
Personen i. E. 
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Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen und Einsparung 

 

 

 

Allgemeiner Haushalt 

 

 

 

 

 

Kostenstelle 202090 

Allgem. KST 

Abt. Gemeindesteuern 

 

 

in Höhe von 1.560.000 € bei 

 

Produkt 61110010 

Steuern, allgem. 
Zuweisungen, Umlagen 

 

Sachkonto 413104 

Zuweisungen 
(Grunderwerbsteuer) 

 

Allgemeiner Haushalt 

 

 

Kostenstelle 202090 

Allgem. KST 

Abt. Gemeindesteuern 

 

 

in Höhe von 

 

 

Produkt 11130010 

Finanzmanagement 

 1.312.000 € bei 

 

Sachkonto 559201 

Verzinsung v. 
Steuernachzahlungen 
(Gew.st.-guth.) 

 

 

Sonderbudget K-Bit 
Kostenstelle 175100 

ITK Standard 

in Höhe von 

 

Produkt 11150010 

Service-Einrichtungen der 
Verwaltung 

928.000 € bei 

 

Sachkonto 459901 

Andere sonst. Erträge a. 
lfd. Verw.-tätigkeit 

 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 9.2 50/086/2022 

Mittelnachbewilligung für das Budget des Sozialamts (Amt 50) 

 

Sachbericht: 

1. Ressourcen 

Zur Durchführung des Leistungsangebots/der Maßnahme sind nachfolgende Investitions-, Sach- 
und/oder Personalmittel notwendig: 

Für den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur 
Verfügung (Produkte 31319950, 31313250, 31313350 und 31313450) 

 

320.000 € 

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfügung (Ansatz)  --- € 

Es stehen Haushaltsreste zur Verfügung in Höhe von --- € 

Bisherige Mittelbereitstellungen für den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in  
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Höhe von 0 € 

  

Summe der bereits vorhandenen Mittel 320.000 € 

Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung)                6.820.000 € 

 

Die Mittel werden benötigt  auf Dauer 

     einmalig im Haushaltsjahr 2022 

 

Nachrichtlich: 

Verfügbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung      -8.239.178,18 € 

 Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet. 

Verfügbare Mittel im Deckungskreis           € 

 Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet. 

 

2. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Bereits im Controlling-Zwischenbericht vom 31.07.2022 wurde darauf hingewiesen, dass es 
aufgrund der Ukrainekrise zu erheblichen Mehraufwendungen bei dem Produkt 3131 (Hilfen für 
Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtlinge) geben wird.  

Hauptsächlich wurden die Mehraufwendungen durch den Aufbau und Betrieb der Notunterkünfte 
verursacht. Aber auch die Leistungen nach § 3 Asylbewerberleistungsgesetz an die ukrainischen 
Kriegsflüchtlinge führten zu hohen Mehrausgaben.  

Alle Kosten im Bereich Asyl (3131) werden dem Freistaat durch die Quartalsabrechnungen zur 
Erstattung in Rechnung gestellt. Hier kommt es zu einer 100 % Erstattung; auch die ab 01.06.2022 
an die ukrainischen Kriegsflüchtlinge im Asylbewerberleistungsgesetz ausgezahlten 
Aufwendungen sind vom Rechtskreis SGB II/SGB XII zu ersetzen. Beide Erstattungen werden 
aber nicht mehr im Haushaltsjahr 2022 erfolgen. Die Abrechnung vom IV. Quartal 2021 wird in 
diesem Haushaltsjahr noch in Höhe von 680.000 € erstattet werden. Die Abrechnung mit den 
anderen Rechtskreisen erfolgt sukzessive im Haushaltsjahr 2023, da alle Beteiligten über keine 
entsprechenden personellen Ressourcen verfügen.  

 

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Das Budget des Amtes 50 ist bereits heute (31.10.2022) mit 8.239.178,18 € überzogen. Es werden 
noch für zwei Monate Budgetleistungen (meist gesetzliche Leistungen) erbracht; somit kommen 
noch weitere Ausgaben hinzu. Bei der Auswertung des Budgets wurden aber auch Aufwendungen 
(Leistungen Grundsicherung im Alter und Erwerbsminderung; Leistungen für Bildung und Teilhabe; 
Leistungen für EOF) mitberücksichtigt, mit deren Ersatz noch im Laufe des Haushaltsjahres 
gerechnet wird.  

Unter Berücksichtigung der noch zu tätigenden Aufwendungen und der noch im Haushaltsjahr 
2022 geplanten Erträge ist von einem Mittelbedarf zum Ausgleich des Budgets des Sozialamtes in 
Höhe von 6.500.000 € auszugehen. Aufgrund der Dynamik in den verschiedenen 
Leistungsbereichen ist eine genaue Berechnung leider nicht möglich bzw. nicht planbar.  

4. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?) 
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Das Sozialamt sieht aufgrund der überwiegend gesetzlichen Leistungen keine 
Einsparmöglichkeiten an anderer Stelle im Budget.  

Die Deckung des Fehlbetrags im Budget des Sozialamts erfolgt aus Mehreinnahmen bei der 
Gewerbesteuer. 

 

5. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative 
Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen 
werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung beantragt nachfolgende überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln: 

Erhöhung der Aufwendungen um   

 

 

Sachmittelbudget 

 

 

 

 

 

 

 

Kostenstelle 502090 

Allgem. KST Abtl. 502 

 

 

Produkt 31319950 Asyl 

 

 

 

 

4.561.000 € für 

Sachkonto 529101 

Sonstige Aufwendungen 
für Dienstleistungen 

 

 

 

 

Sachmittelbudget 

 

 

 

Kostenstelle 502090 

Allgem. KST Abtl. 502 

 

 

 

 

Produkt 31313350  

Leistungen i. F. v. Geldleistungen 
f. d. Lebensunterhalt (§ 3 
AsylbLG) 

 

 

762.000 € für 

 

Sachkonto 533811 

Leistungen nach dem 
AsylbewLG a.v.E. 

 

 

 Kostenstelle 502090 Produkt 31313250  680.000 € für 
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Sachmittelbudget 

 

 

 

Allgem. KST Abtl. 502 

 

 

Leistungen i. F. v. Geldleistungen 
f. pers. Bedürfnisse (§ 3 AsylbLG) 

 

 

 

Sachkonto 533811 

Leistungen nach dem 
AsylbewLG a.v.E. 

 

 

 

Sachmittelbudget 

 

 

 

 

Kostenstelle 502090 

Allgem. KST Abtl. 502 

 

 

 

 

 

Produkt 31313450  

Leistungen i. F. v. Geldleistungen, 
KdU §3 AsylbLG 

 

 

 

497.000 € für 

 

Sachkonto 533811 

Leistungen nach dem 
AsylbewLG a.v.E. 

 

 

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahme 

 

 

 

Allgemeiner Haushalt 

 

 

 

 

Kostenstelle 202090 

Allgemeine KSt Abt. 
Gemeindesteuern 

 

 

in Höhe von 6.500.000 € bei 

 

 

Produkt 61110010 

Steuern, allgemeine 
Zuweisungen, Umlagen 

 

 

 

Sachkonto 401301 

Gewerbesteuer 

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 9.3 55/048/2022 

Mittelnachbewilligung KdU und Erstausstattung Geflüchteter 

 

Sachbericht: 

1. Ressourcen 

Zur Durchführung des Leistungsangebots sind nachfolgende Sachmittel notwendig: 

Für den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur 
Verfügung (Kostenträger 31210050 und 31230050) 

 

12.029.000€ 

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfügung (Ansatz)       --- € 

Es stehen Haushaltsreste zur Verfügung in Höhe von --- € 

Bisherige Mittelbereitstellungen für den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in 
Höhe von 

      

0€ 
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Summe der bereits vorhandenen Mittel 12.029.000€ 

Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung)  12.979.000€ 

 

Die Mittel werden benötigt  auf Dauer 

     einmalig im Jahr 2022        

 

Nachrichtlich: 

Verfügbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung 1.700.023,39 € 

 Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet. 

 

2. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Bereits im Controlling-Zwischenbericht (11.08.2022) war darauf hingewiesen worden, dass es 
aufgrund des Kriegs in der Ukraine zu einer bei der Haushaltsaufstellung nicht vorhersehbaren 
kontinuierlichen Erhöhung der Fallzahlen seit Juni 2022 um - mittlerweile - annähernd 600 Fälle 
kommen wird. Wegen der gesetzlich vorgeschriebenen Übernahme aller Fälle aus dem AsylBLG 
ins SGB II innerhalb von nur drei Monaten und der noch fehlenden Erstattungsforderungen aus 
Amt 50 für von dort an Ukrainer*innen geleistete Zahlungen ist aktuell noch keine abschließende 
Aussage über die finanziellen Auswirkungen im Bereich Kosten der Unterkunft und Heizung 
(KdUH) möglich. Zudem konnten im Jobcenter in vielen Fällen die KdUH wegen Unklarheiten und 
hoher Dynamik in den Fällen noch nicht (zutreffend) erfasst werden. Besonders im Bereich des 
kommunalen Anteils der KdU kann aufgrund der erst in den letzten Monaten im System 
berücksichtigten zusätzlichen Bedarfsgemeinschaften aus der Ukraine noch keine sichere 
Prognose gewagt werden, ob die eingeplanten kommunalen Mittel ausreichen. In jedem Fall 
kommt es durch den Zuzug der ukrainischen Flüchtlinge zu einer Erhöhung der KdUH. 

Hinzu kommen prognostisch erhebliche Kosten für Wohnungserstausstattungen, da die Flüchtlinge 
in der Regel ohne eigenen Hausrat angekommen sind. 

Aktuell stehen bis zum Jahresende noch 1,7 Mio. € für Ausgaben des Jobcenters – passive 
Leistungen – zur Verfügung. Diese noch verfügbaren Mittel werden durch bereits geplante 
Ausgaben bis zum Jahresende aufgezehrt, da alleine die anstehenden Ausgaben für KdUH mit 
einem Betrag von 2,6 Mio. € zu Buche schlagen werden. 

Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Erstattungen im Bereich der KdUH durch den Bund 
und der voraussichtlichen Mehrausgaben für den Personenkreis der aus der Ukraine Geflüchteten 
ist mit einem Defizit von rd. 1 Mio. € zu rechnen.  

Aus der Budgetrücklage können voraussichtlich rd. 50.000 € zur Deckung des zu erwartenden 
Defizits verwendet werden. Darüber hinaus sieht Amt 55 keine Einsparmöglichkeiten im Budget an 
anderer Stelle.  

Das verbleibende Defizit von 950.000 € kann nur durch eine entsprechende Mittelnachbewilligung 
ausgeglichen werden.  

 

Die Deckung des Fehlbetrags im Budget des Jobcenters erfolgt aus Mehreinnahmen bei der 
Gewerbesteuer. 

 

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
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4. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

5. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alternative 
Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung vorgeschlagen 
werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung beantragt nachfolgende überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln: 

Erhöhung der Aufwendungen um  

Sachmittelbudget 

 

 

Kostenstelle 551090 

Allgem. KSt Abt. 551 

 

Produkt 31210050 

Leistungen für Unterkunft und Heizung 

  

240.000 € für 

 

Sachkonto 533311 

Leistungen der KdU (§ 22 I 
SGB II) 

 

Sachmittelbudget 
Kostenstelle 551090 

Allgem. KSt. Abt. 551 

 

Produkt 31230050 
Einmalige Leistungen an 
Arbeitsuchende 

710.000 € für 

 

Sachkonto 533501 

Erstausstattung Wohnung (§ 
24 III Nr. 1 SGB II) 

 

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahme 

Allgemeiner Haushalt 

 

 

Kostenstelle 202090 

Allgem. KSt. Abt. 
Gemeindesteuern 

in Höhe von 950.000 € bei 

 

Produkt 61110010 

 

Sachkonto 401301 
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Steuern, allgem. Zuweisungen, 
Umlagen 

 

Gewerbesteuer 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 9.4 241/027/2022 

Mittelbereitstellung zur Deckung des Mehrbedarfs im GME 

 

Sachbericht: 

1. Ressourcen 

Zur Durchführung des Leistungsangebots sind nachfolgende Sachmittel notwendig: 

  

Im gesamten Sachkostenbudget des GME stehen Mittel (Budgetvolumen) 
zur Verfügung in Höhe von    

 

24.787.600 € 

Davon sind unterjährige Mittelumbuchungen erfolgt in Höhe von -983.812 € 

Summe der bereits vorhandenen Mittel (fortgeschriebenes Budgetvolumen) 23.803.788 € 

Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung)  28.923.788 € 

 

Die Mittel werden benötigt  auf Dauer 

     einmalig von 01.01.2022 bis 31.12.2022  

 

Nachrichtlich: 

Verfügbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung  8.419.497 € 

 

Die verfügbaren Mittel sind gebunden für noch ausstehende Eingangsrechnungen von 
Dienstleistern, für Schlussrechnungen für Energieversorger und für Verbindlichkeiten 
aufgrund bestehender vertraglicher Verpflichtungen. 

 

2. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Wahrnehmung der Betreiberverantwortung, Erfüllung der Verkehrssicherungspflichten und 
Erfüllung vertraglicher Pflichten. 

 

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

 

 Finanzierung zusätzlicher Maßnahmen 
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- Verlustvortrag aus dem Haushaltsjahr 2021  1.060.000 € 

- Energiesparprämien  33.000 € 

- Zusätzliche Grundleistungen im Bauunterhalt u. a. Gefahrenbeseitigung, Preissteigerungen  
 1.500.000 € 

- Coronabedingte Einflüsse und Preissteigerungen  325.000 € 

- Mehraufwand Energiekosten  717.000 € 

- Brandschutzvorhänge Redoutensaal, Preissteigerung  8.000 € 

- Kostensteigerung Reinigungsmaterial  54.000 € 

 Begleichung von Zahlungsverpflichtungen aus Verträgen (u. a. Anmietung und Umbau  
Sophienstr. 90, Nägelsbachstr. 38/40, Werner-von-Siemens-Str. 61)  1.423.000 € 

 

Auf die Ausführungen im Zwischenbericht des Amtes 24 zum Controlling-Bericht mit Stand 
31.07.2022, der dem HFPA am 21.09.2022 zur Kenntnis gegeben wurde (Vorlagen-Nr. 
241/024/2022), wird verwiesen. 

Die Deckung des Fehlbetrags im Budget des GME erfolgt aus Mehreinnahmen bei der 
Gewerbesteuer. 

 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung beantragt nachfolgende überplanmäßige Bereitstellung von Mitteln: 

Erhöhung der Aufwendungen um insgesamt 5.120.000 € 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.21BUA – 
Bauunterhalt allgemein)  

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement  

2.451.000 € für 

Sachkonto 521112 

Unterhalt der eigenen 
baulichen Anlagen 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.12AMV – 
Anmietverträge (kreditorisch)) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

404.660 € für 

 

Sachkonto 523111 

Miete für Immobilien 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.12AMV – 
Anmietverträge (kreditorisch)) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

1.168.340 € für 

 

Sachkonto 521122 

Unterhalt der fremden 
baulichen Anlagen 

 Kostenstelle  Produkt 38.000 € für 
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Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.energ –  
GME allgemein Energie) 

 

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

 

Sachkonto 523261 

Contracting 

 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.10GBA -  
Grundbesitzabgaben) 

 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

58.000 € für 

 

Sachkonto 524101 

Straßenreinigung 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.energ –  
GME allgemein Energie) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

103.000 € für 

 

Sachkonto 524312 

Fernwärme 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.energ –  
GME allgemein Energie) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

208.500 € für 

 

Sachkonto 524313 

Fernwärme / Contracting 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.energ –  
GME allgemein Energie) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

76.500 € für 

Sachkonto 524314 

Gas für Heizzwecke / 
Warmwasserversorgung 

 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.energ –  
GME allgemein Energie) 

 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

233.000 € für 

 

Sachkonto 524321 

Strom (Beleuchtung, 
Kühlung, Lüftung) 

 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.32HYG  
Hygienepapier) 

 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

54.000 € für 

 

Sachkonto 527191 

Verbrauchsmaterial 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.32GRA 
Gebäudereinigung allgemein) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

269.600 € für 

 

Sachkonto 524102 

Gebäudereinigung 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.36RKA  
Rathauskantine allgemein) 

Kostenstelle  

243180 

SB 243-31 Rathauskantine 

Produkt 

11153080 

Betrieb der Kantine 

20.000 € für 

 

Sachkonto 528101 

Aufwendung für Erwerb von 
Vorräten 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.32GRM  
Reinigungsmaterial) 

Kostenstelle  

929980 

Objekte (nur Planwerte) 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

30.000 € für 

 

Sachkonto 524106 

Reinigungsmaterial 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.31BOT 
Botendienste) 

Kostenstelle  

243170 

SB 243-12 Poststelle 

Produkt 

11150010 
Service-Einrichtungen der 
Verwaltung 

3.000 € für 

 

Sachkonto 529101 

Sonstige Aufwendungen für 
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Dienstleistungen 

Sachmittelbudget 

(Vorabdotierung 24.00SOA  
Sonstige Aufwendungen 24 
allgemein) 

Kostenstelle  

243210 

SB 243-21 Hausverwaltung 

Produkt 

11170010 

Zentrales Grundstücks- und 
Gebäudemanagement 

2.400 € für 

 

Sachkonto 529101 

Sonstige Aufwendungen für 
Dienstleistungen 

 

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahme 

 

Allgemeiner Haushalt 

 

 

 

 

 

Kostenstelle 202090 
Allgemeine KSt  
Abt. Gemeindesteuern 

 

 

in Höhe von 5.120.000 € bei 

 

Produkt 61110010 
Steuern, allgemeine 
Zuweisungen, Umlagen 

 

 

Sachkonto 401301 
Gewerbesteuer 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 10 30/053/2022 

Änderung der Straßenreinigungssatzung 

 

Sachbericht: 

Der Straßenreinigungsbetrieb der Stadt Erlangen beabsichtigt weitere, zum Teil bereits seit 
längerem bestehende öffentliche Straßen, zum Teil auch durch die Erlanger Bautätigkeit neue 
öffentliche Straßen, ins Anschlussgebiet des städt. Straßenreinigungsbetriebes aufzunehmen. 

Durch die Aufnahme wird eine regelmäßige Reinigung der Straßen gewährleistet und auch die 
Instandhaltung der öffentlichen Straßen wesentlich verbessert. Bereits bestehende Reinigungs-
strecken werden optimiert und ausgebaut. Die Anlage der Straßenreinigungssatzung ist daher zu 
ändern. 

 

Folgende Straßen werden neu in das Straßenreinigungsgebiet aufgenommen: 

Im Stadtteil Bruck wird das Baugebiet zwischen Jenaer- bzw. Goerdelerstraße und der 
Tennenloher Straße mit folgenden Straßen aufgenommen: 

- Am Brucker Bahnhof (ohne westl. Abzweig Flurnummer 592/192 Gemarkung Bruck) 

- Jenaer Straße (von Am Brucker Bahnhof bis Wendehammer) 

- Goerdelerstraße (von Felix-Klein-Straße bis Wendehammer) 

- Wladimirstraße 

Für die San-Carlos-Straße und Stoke-on-Trent-Straße liegt bisher keine öffentliche Widmung vor, 
die Straßen gehören noch dem Investor. Die Aufnahme erfolgt, wenn die Übergabe bzw. Widmung 
erfolgt ist. 
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Des Weiteren werden folgende Straßen aufgenommen: 

- Nikolaus-Fiebiger-Straße 

- Staudtstraße 

- Carl-Thiersch-Straße 

- Weinstraße (von Kurt-Schumacher-Straße bis Bebauungsbeginn Eltersdorf) 

Die Kurt-Schumacher-Straße befindet sich bereits von der Drausnickstraße bis zum Kreisverkehr 
im Anschlussgebiet; diese wird künftig über ihre gesamte Länge bis zum Beginn der Weinstraße 
gekehrt. 

 

Durch die Neuanschlüsse bzw. Änderungen werden ca. 15.000 Straßenfrontmeter neu 
angeschlossen; dies führt zu Gebühreneinnahmen in Höhe von rund 70.000 € pro Jahr. 

 

Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  nein  

 

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Erlangen – 
Straßenreinigungssatzung – (Entwurf vom 24.10.2022, Anlage) wird beschlossen.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 11 30/057/2022 

Änderung der Satzung für die Erhebung einer Straßenreinigungsgebühr 
(Kalkulationszeitraum 2023 bis 2024) 

 

Sachbericht: 

Der laufende Kalkulationszeitraum der Straßenreinigungsgebühren 2021 und 2022 endet zum 
31.12.2022. 

Die Verwaltung hat die Straßenreinigungsgebühren für die Jahre 2023 und 2024 kalkuliert.  

Der Gesamtaufwand der Straßenreinigungskosten für den Gebühren- und Nichtgebührenbereich 
steigt von 2,950 Mio. € im Jahr 2021 auf 3,522 Mio. € für jedes Jahr des 2-jährigen 
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Kalkulationszeitraumes 2023 bis 2024. Ende 2022 wird der Überschuss der 
Gebührenfortschreibung voraussichtlich ca. 306.280 € betragen. 

In der Kalkulation wurden feststehende sowie sich künftig abzeichnende Veränderungen von 
Personal-, Fahrzeug- und sonstigen Sachkosten berücksichtigt. 

  

Der Kostenmehrbedarf entsteht u.a. aufgrund stark gestiegener Energiekosten infolge des 
Ukraine-Konflikts. Allgemeine Kostensteigerungen sind auch bei den sonstigen Verbrauchskosten 
und dem Materialaufwand zu verzeichnen. Des Weiteren müssen auch die künftigen 
Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst bei den Personalkosten entsprechend eingeplant 
werden. Weiterhin notwendige Ersatzbeschaffungen für Fahrzeuge und Maschinen unterliegen 
ebenfalls den gestiegenen Kosten und wirken auf die kalkulatorischen Kosten. 

Neben der Unwägbarkeit künftiger Preisentwicklungen stellt stets die Intensität der im 
Kalkulationszeitraum liegenden Winter eine nicht planbare Größe dar.  
Um auf diese finanziellen Folgen zeitnah reagieren zu können, wurde ein Kalkulationszeitraum von 
2 Jahren gewählt. 

 

Grundlage für die Gebührenkalkulation ist die Erfassung der Reinigungsleistungen im 
Geographischen Informationssystems. Aufgrund dieser Daten wird die Zuordnung zum 
Nichtgebührenbereich und zu den Gebührenbereichen (Einfachreinigung Fahrbahn und 
Mehrfachreinigung Fahrbahnen und Gehwege) der aktuellen Situation angepasst. 
 
Im Ergebnis setzt sich der Gesamtaufwand der Straßenreinigung aus folgenden Teilbeträgen  
zusammen: 

 

• Nichtgebührenbereich (ohne städt. Eigenanteile für Mittelsteifen, gesetzlich ggf.  
            erweiterte Anteile für das Allgemeininteresse an sauberen Straßen) 

       26,53 %  ca. 0,934 Mio. €/a 

 

• Gesamter Gebührenbereich (inkl. städt. Eigenanteile für Mittelstreifen, gesetzlich ggf.  
            erweiterte Anteile für Allgemeininteresse an sauberen Straßen) 

73,47 %  ca. 2,588 Mio. €/a 

 

  - davon Einfachreinigung  47,08 %  ca. 1,658 Mio. €/a 

    (nur Fahrbahnen) 

  - davon Mehraufwandsreinigung  26,39 % ca. 0,909 Mio. €/a. 

    (Fahrbahnen und Gehwege;  

    Reinigungsklassen X, Y, Z)  

 
1.   Kalkulationsergebnis für den Kalkulationszeitraum 2023 bis 2024 
 
Am 28.10.2020 beschloss der Stadtrat mehrheitlich einen 10%igen städtischen Pflichtanteil und 
zusätzlich einen erweiterten städtischen Eigenanteil für das Allgemeininteresse an einer sauberen 
Stadt in Höhe von 3% der gebührenfähigen Kosten. Mit diesem Beschluss wurde von der Vorgabe, 
sich an den 10 % Pflichtanteil für das Allgemeininteresse anzunähern (Empfehlung des BKPV vom 
20.08.2008), aufgrund der Corona-Pandemie abgewichen. 

Während mit dem 10%igen Pflichtanteil alle Reinigungsklassen X, Y und Z des 
Mehrfachreinigungsgebietes entlastet werden, erfahren die Reinigungsklassen mit den höchsten 
Reinigungshäufigkeiten Y und Z, die sich in der Innenstadt befinden, mit dem erweiterten 
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städtischen Eigenanteil eine gezielte zusätzliche Entlastung. Auch heute erscheint die städtische 
Unterstützung dort am notwendigsten, wo die höchste Verschmutzung durch die Allgemeinheit zu 
erwarten ist. Dies betrifft in der Reinigungsklasse Y ca. 260 Grundstücke und in der 
Reinigungsklasse Z ca. 115 Grundstücke. 

Die Corona-Pandemie führt weiterhin zu einer deutlich stärken Nutzung der städtischen 
Außenbereiche; inklusive der damit einhergehenden gestiegenen Reinigung. Daneben werden die 
Bürger*innen und Anschlusspflichtigen durch allgemein starke Preissteigerungen belastet. 

Aus diesem Grund stellt die Verwaltung für den neuen Kalkulationszeitraum 2023 und 2024, neben 
dem gesetzlichen städtischen Eigenanteil von 10 %, zwei Varianten bezüglich des erweiterten 
Eigenanteils für das Allgemeininteresse an einer sauberen Stadt zur Auswahl. 

Um die schrittweise Annäherung an die Empfehlung des BKPV zur Auskömmlichkeit von 10 % 
städtischen Eigenanteil fortzusetzen, müsste der städtische Eigenanteil auf 12 % reduziert werden. 
Angesichts der allgemeinen Wirtschaftslage wird auch die Beibehaltung des bisherigen 
Eigenanteils von 13 % für diesen Kalkulationszeitraum vorgestellt. 

 

 

einfache 
Fahrbahn-
reinigung 

Reinigungs- 
klasse 

X 

Reinigungs- 
klasse 

Y 

Reinigungs- 
klasse 

Z 

13 % Eigenanteil (EA)  
Allgemeininteresse; 
Summe EA: 302.199 €/a; 
Gebühr je RM/a: 

 

4,68 € 

 

 

14,16 € 

 

41,88 € 

 

 

56,64 € 

 

 

Neue Gebührensätze (2023 bis 2024) 

  
Hinweis: Die Tabelle zeigt die Variante mit 10 % Eigenanteil am Allgemeininteresse an einer 
sauberen Stadt, sowie die vorgeschlagene Variante A mit einem Eigenanteil von 12 % und der 
Variante B mit einem Eigenanteil von 13 %.  

 

 einfache 
Fahrbahn-
reinigung 

Reinigungs- 
klasse 

X 

Reinigungs- 
klasse 

Y 

Reinigungs- 
klasse 

Z 

Variante 10 % EA 
Summe EA: 258.805 €/a; 
Gebühr je RM/a: 

 

 

 

 

4,80 € 17,88 € 62,28 € 84,24 € 

Veränderung in Prozent: + 2,56 % + 26,27 % + 48,71 % + 48,73 % 

Veränderung in €/RM/a: + 0,12 €/RM/a + 3,72 €/RM/a + 20,40 €/RM/a + 27,60 €/RM/a 

Variante 12 % EA 
Summe EA: 310.567 €/a; 
Gebühr je RM/a: 

 

 

 

 

4,80 € 17,88 € 56,52 € 77,04 € 

Veränderung in Prozent: + 2,56 % + 26,27 % + 34,96 % + 36,02 % 

Veränderung in €/RM/a: + 0,12 €/RM/a + 3,72 €/RM/a + 14,64 €/RM/a + 20,40 €/RM/a 

Variante 13 % EA 
Summe EA: 336.447 €/a; 
Gebühr je RM/a: 

 

 

 

 

4,80 € 17,88 € 53,76 € 73,32 € 

Veränderung in Prozent: + 2,56 % + 26,27 % + 28,37 % + 29,45 % 
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Veränderung in €/RM/a: + 0,12 €/RM/a + 3,72 €/RM/a + 11,88 €/RM/a + 16,68 €/RM/a 

 

Anlage 3 zeigt eine Übersicht der Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Erlangen und  
in anderen bayerischen Städten. 

 

2.   Anteile der durch die Stadt Erlangen zu tragenden Straßenreinigungskosten 

 

Städtische Eigenanteile sind grundsätzlich gebührenfähige Kosten, die neben den Kosten für 
den Nichtgebührenbereich von der Stadt Erlangen zu tragen sind.  
Die städtischen Eigenanteile für Mittelstreifen – meist 4-spurige Straßen mit hoher 
Verkehrsbedeutung und besonderem Gefährdungspotential – befinden sich i.d.R. im 
Anschlussgebiet des Straßenreinigungsbetriebes. Die erforderlichen Reinigungsaufwendungen 
werden daher auch  
weiterhin von der Stadt Erlangen durchgeführt und finanziert. 

Der städtische Eigenanteil für die Mittelstreifen beträgt ab 2023 146.143 € pro Jahr.  

Der städtische Eigenanteil für das Allgemeininteresse an einer sauberen Stadt in Höhe von  
10 % der gesamten gebührenfähigen Kosten beträgt ab 2023 258.805 € pro Jahr und wurde vom  
Kostenanteil der Mehraufwandsreinigungsklassen (X, Y, Z) abgesetzt. 
Der darüber hinausgehende erweiterte Eigenanteil für das Allgemeininteresse an einer sauberen 
Stadt in Höhe von 2% der gebührenfähigen Kosten beträgt ab 2023 51.761 € pro Jahr bzw. bei  
3 % Eigenanteil 77.641 € pro Jahr und entlastet die Reinigungsklassen Y und Z. 

 

Im Nichtgebührenbereich summieren sich Kosten für Reinigungsleistungen städtisch bebauter 
und nichtbebauter Liegenschaften. Dies sind z.B. Radwege und Straßen außerhalb des 
Anschlussgebietes inkl. Ampelanlagen, Brücken, Treppenanlagen, Unterführungen, 
Verkehrsinseln, Querungshilfen, sowie Bushaltestellen, Parkplätze, Parkbuchten und -streifen und 
öffentliche Plätze. 
Der von der Stadt Erlangen zu finanzierende Aufwand betrug seit 2021 jährlich 717.925 € pro Jahr 
und steigt im kommenden Kalkulationszeitraum ab 2023 um 216.930 € pro Jahr auf 934.856 €. 

 

Anlage 4 zeigt eine Zusammenstellung der durch die Stadt Erlangen zu übernehmenden  
Straßenreinigungskosten sowohl für den Nichtgebührenbereich als auch für die Eigenanteile. 

 

Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  nein  

 

Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Sach- und Personalkosten der  
Stadt für Straßenreinigung 

12 % EA 

 

13 % EA 

(Eigenanteile und  
Nichtgebührenbereich); 
Anlage 3 

1.    Nichtgebührenbereich: 
       bisher      717.925  €/a,  
       ab 2023   934.856 €/a 

2.    Städtische Eigenanteile: 
2.1. Allgemeininteresse 10% 

1.    Nichtgebührenbereich: 
       bisher      717.925  €/a,  
       ab 2023   934.856 €/a 

2.    Städtische Eigenanteile: 
2.1. Allgemeininteresse 10% 
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       bisher      232.460 €/a; 
       ab 2023   258.805 €/a 
2.2. Allgemeininteresse 2% 
       bisher        69.738 €/a; 
       ab 2023     51.761 €/a 
2.3. Mittelstreifen 
       bisher      155.074 €/a; 
       ab 2023   146.143 €/a 

       bisher      232.460 €/a; 
       ab 2023   258.805 €/a 
2.2. Allgemeininteresse 3% 
       bisher        69.738 €/a; 
       ab 2023     77.641 €/a 
2.3. Mittelstreifen 
       bisher      155.074 €/a; 
       ab 2023   146.143 €/a 

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kostenstelle 205104, Kostenträger 57390010 und 

  Sachkonto 531501         

   sind nicht vorhanden 

 

Protokollvermerk: 

Die Variante B wird beschlossen.   

 

Ergebnis/Beschluss: 

Variante B (13 % Eigenanteil) 
Die Satzung zur Änderung der Satzung für die Erhebung einer Straßenreinigungsgebühr in der 
Stadt Erlangen (Entwurf vom 20.10.2022, Anlage 2) wird beschlossen.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 12 V/018/2022 

Auflösung des Kommunalunternehmen GGFA AöR 

 

Sachbericht: 

1.  Auflösung des Kommunalunternehmens Gesellschaft zur Förderung der Arbeit (GGFA AöR) 

Der Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 28.10.2021 den Grundsatzbeschluss gefasst, 
das Amt 55 (Jobcenter / Arbeitslosengeld 2) aus der Kernverwaltung der Stadt Erlangen 
herauszulösen und zusammen mit dem städtischen Kommunalunternehmen Gesellschaft zur 
Förderung der Arbeit (GGFA) AöR in einen Eigenbetrieb zu überführen. Die Verwaltung der Stadt 
Erlangen wurde beauftragt, die Eigenbetriebsgründung in die Wege zu leiten.  

Um diesen Auftrag erfüllen zu können, ist zunächst das Kommunalunternehmen GGFA AöR zum 
31.12.2022 aufzulösen. Dies geschieht durch den Beschluss einer Auflösungssatzung (Anlage). 

Anschließend wird der neue Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter (EJC) zum 01.01.2023 gegründet 

und die Aufgaben sowie das Vermögen und die Schulden der ehemaligen GGFA AöR auf ihn 
überführt, zusammen mit den Aufgaben, den Vermögensgegenständen und Schulden, die dem 
Amt 55 zuzuordnen sind (Vorlagennummer V/019/2022). Alle bisher erbrachten Leistungen der 
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GGFA AöR und des Amtes 55 werden nahtlos vom neuen Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter 
übernommen. 

 

2. Erlass der Auflösungssatzung 

Die Auflösungssatzung des Kommunalunternehmens GGFA basiert auf den Vorschriften der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO) und wurde in der Projektgruppe Eigenbetrieb 
erarbeitet und mit dem Rechtsamt abgestimmt.  

Durch Beschluss der Auflösungssatzung wird die GGFA AöR zum 31.12.2022 aufgelöst. Ihre 
Unternehmenssatzung sowie die steuerliche Gemeinnützigkeitssatzung des Betriebes 
gewerblicher Art „Leistungen zur Eingliederung in Arbeit“, der Teil der GGFA AöR ist, werden zum 
gleichen Datum aufgehoben. 

Das Vermögen, die Verbindlichkeiten sowie alle Rechte und Pflichten der GGFA AöR gehen mit 
Wirkung zum 01.01.2023 in das Sondervermögen des neuen Eigenbetriebs Erlanger Jobcenter 
über.  

Ergänzend wird geregelt, dass der Jahresabschluss der GGFA AöR zum 31.12.2022 aufgrund der 
Fortführung des Unternehmens im neuen Eigenbetrieb unter der Prämisse der 
Unternehmensfortführung zu erstellen ist. Der Jahresabschluss zum 31.12.2022 ist zugleich die 
Schluss- und Auflösungsbilanz der GGFA AöR. Durch den Hinweis auf §§ 17 und 24 
Umwandlungsgesetz wird insbesondere klargestellt, dass die Wertansätze der Schlussbilanz der 
GGFA AöR in die Eröffnungsbilanz des neuen Eigenbetriebs übernommen werden können. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Das Kommunalunternehmen Gesellschaft zur Förderung der Arbeit (GGFA), Anstalt des 
öffentlichen Rechts der Stadt Erlangen wird zum 31. Dezember 2022 aufgelöst.  

2. Die Auflösungssatzung des Kommunalunternehmens Gesellschaft zur Förderung der Arbeit 
(GGFA), Anstalt des öffentlichen Rechts der Stadt Erlangen (Entwurf vom 02.11.2022, Anlage) 
wird beschlossen. 

3. Das Vermögen der GGFA AöR geht mit Wirkung zum 1. Januar 2023 als Ganzes einschließlich 
der Verbindlichkeiten sowie aller Rechte und Pflichten in das Sondervermögen des Eigenbetriebes 
Erlanger Jobcenter über. 

4. Bisher wahrgenommene Aufgaben werden ab dem 1. Januar 2023 im Eigenbetrieb Erlanger 
Jobcenter fortgeführt. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 13 V/019/2022/1 

Gründung des Eigenbetriebes "Erlanger Jobcenter" - Betriebssatzung mit 
Bestellung des 1. Werkleiters 

 

Sachbericht: 

1. Eigenbetriebsbildung 
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Der Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 28.10.2021 den Grundsatzbeschluss gefasst, 
das Amt 55 (Jobcenter / Arbeitslosengeld 2) aus der Kernverwaltung der Stadt Erlangen 
herauszulösen und zusammen mit dem städtischen Kommunalunternehmen Gesellschaft zur 
Förderung der Arbeit (GGFA) AöR in einen Eigenbetrieb zu überführen. Die Verwaltung der Stadt 
Erlangen wurde beauftragt, die Eigenbetriebsgründung in die Wege zu leiten.  

Zur Umsetzung ist in einem ersten Schritt die GGFA AöR zum 31.12.2022 per Auflösungssatzung 
aufzulösen (s. Vorlagennummer: V/018/2022). Der formale Akt zur Bildung des Eigenbetriebs 
„Erlanger Jobcenter“ erfolgt über den Erlass einer Betriebssatzung gemäß § 1 Abs. 1 BayEBV. Mit 
Beschluss über beigefügte Betriebssatzung (Anlage) werden ab dem 01.01.2023 sowohl die 
ehemaligen GGFA AöR als auch das Amt 55 auf den neuen Eigenbetrieb überführt und künftig als 
organisatorisch, verwaltungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesondertes Unternehmen außerhalb 
der allgemeinen Verwaltung als Sondervermögen ohne eigene Rechtspersönlichkeit geführt. Der 
neue Eigenbetrieb wird unter dem Namen „Erlanger Jobcenter“ tätig.  

Das Vermögen und die Schulden der ehemaligen GGFA AöR sowie die dem Amt 55 
zuzuordnenden Vermögensgegenstände und Schulden werden dem Eigenbetrieb zugeordnet und 
stellen in Höhe von 25.000 € Stammkapital des Eigenbetriebs dar. Das übrige Vermögen wird in 
die Allgemeine Rücklage eingestellt.  

 

2. Erlass der Betriebssatzung 

Der in der Anlage beigefügte Entwurf für die Betriebssatzung des Eigenbetriebes „Erlanger 
Jobcenter“ basiert auf den Vorschriften der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO) 
und der Bayerischen Eigenbetriebsverordnung (BayEBV) und wurde auf Grundlage der 
Musterbetriebssatzung sowie der bestehenden städtischen Betriebssatzungen (Eigenbetrieb 
Stadtgrün, Abfallwirtschaft und Straßenreinigung und Entwässerungsbetrieb) in der Projektgruppe 
Eigenbetrieb erarbeitet und mit dem Rechtsamt abgestimmt.  

Die Betriebssatzung regelt die Zuständigkeitsverteilung zwischen Oberbürgermeister, Stadtrat, 
Werkausschuss und Werkleitung, die Grundlagen der Wirtschaftsführung und die Zusammenarbeit 
mit der Gesamtverwaltung. Soweit Festlegungen der Geschäftsordnung des Stadtrates oder 
innerdienstliche Regelungen durch die Betriebssatzung berührt sind, werden die notwendigen 
Änderungen veranlasst. 

Hinweise: 

 Die Errichtung des Eigenbetriebs ist zusammen mit der Betriebssatzung der Regierung von 
Mittelfranken anzuzeigen. Der Entwurf der Betriebssatzung wurde vorab der Regierung von 
Mittelfranken zur Prüfung vorgelegt. Zur geplanten Regelung des § 8 Abs. 3 (Tragung der 
Versorgungslasten) erfolgt derzeit - mangels Präzedenzfall in Bayern - noch eine 
abschließende Prüfung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und 
Integration. Ansonsten hat die Regierung von Mittelfranken keine Einwendungen erhoben. Da 
für die weitere organisatorische Vorbereitung der Eigenbetriebsgründung ein 
Gründungsdokument benötigt wird, kann mit der Beschlussfassung über die Betriebssatzung 
nicht weiter zugewartet werden. 

Falls bis zur Beschlussfassung im Stadtrat keine Antwort vorliegt oder aber Änderungsbedarf 
festgestellt wird, wird gegebenenfalls per Tischauflage eine in § 8 Abs. 3 geänderte 
Betriebssatzung zum Beschluss vorgeschlagen oder zu einem späteren Zeitpunkt eine 
Satzungsänderung eingebracht.  

Hintergrund der geplanten Regelung zu den Versorgungslasten ist, dass die 
Pensionsrückstellungen für die im Eigenbetrieb tätigen Beamten in der Bilanz der 
Kernverwaltung verbleiben sollen. Würden sie – wie es die Eigenbetriebsverordnung für den 
Regelfall vorsieht – in der Bilanz des Eigenbetriebs abzubilden sein, wären sie nach anderen 
Regeln als bei der Kernverwaltung zu bewerten, mit Folgen für die Ausgliederungsbilanz des 
Amtes 55 und für die Aussagekraft künftiger Jahresergebnisse des Eigenbetriebs. Je nach 
Zinsentwicklung könnte dies gegebenenfalls auch zu Verlustausgleichsverpflichtungen der 
Kernverwaltung führen. Beim neuen Eigenbetrieb spielt dieser Sachverhalt eine ungewöhnlich 
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große Rolle, da im Jobcenter aufgrund der hoheitlichen Tätigkeit vergleichsweise viele Beamte 
tätig sind. 

 Der neue Eigenbetrieb wird auch die zwei Betriebe gewerblicher Art „Sozialkaufhäuser“ und 
„Fahrradprojekte“ der GGFA AöR fortführen. Für eine steuerliche Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit sind hierfür eigene BgA-Satzungen zu erlassen, die in einer gesonderten 
Beschlussvorlage (Vorlagennummer: V/020/2022) zur Abstimmung gestellt werden. Bei Bedarf 
können gemäß § 2 Abs. 1 Buchst. m) der Satzung später weitere Betriebe gewerblicher Art für 
die Qualifizierungs- und Beschäftigungsförderung unterhalten werden, für die gegebenenfalls 
weitere BgA-Gemeinnützigkeitssatzungen zu erlassen wären.  

 

3. Werkleitung und deren Bestellung 

Die Werkleitung besteht gemäß Betriebssatzung, wie bei der Stadt Erlangen üblich, aus einer 
ersten und einer weiteren Werkleitung. Zum ersten Werkleiter soll zum 01.01.2023 der Referent für 
Jugend, Familie und Soziales, Herr Dieter Rosner bestellt werden, der auch bisher schon für das 
Amt 55 sowie als Verwaltungsratsvorsitzender für die GGFA AöR zuständig war. 

Die weitere Werkleitung ist derzeit noch vakant.  

Dienstvorgesetzter bleibt der Oberbürgermeister der Stadt Erlangen. 

Die Zusammenarbeit und Geschäftsverteilung zwischen der ersten und der weiteren Werkleitung 
wird in einer Geschäftsanweisung geregelt. Diese ist noch vom Werkausschuss zu beschließen. 

 

4. Bildung des Werkausschusses und des Werkausschussbeirates 

Gemäß Art. 88 BayGO ist neben der Werkleitung auch ein Werkausschuss für den Eigenbetrieb zu 
bestellen. Seine Aufgaben ergeben sich aus § 5 der Betriebssatzung. Analog zu den bestehenden 
Eigenbetrieben wird vorgeschlagen, dass diese Aufgabe von den Mitgliedern des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses mit übernommen wird, der bereits bisher für die Jobcenter-Belange 
zuständig war.  

Um dem Anliegen der Stakeholder außerhalb des Stadtrats nach einer Fortführung der Beteiligung 
an der Jobcenter-Fortentwicklung Rechnung zu tragen, wird mit § 5 Abs. 6 ein 
Werkausschussbeirat eingerichtet, der den Werkausschuss in öffentlichen Themen beratend 
unterstützt. Näheres hierzu regelt die vom Stadtrat noch zu beschließende Satzung des 
Werkausschussbeirats. 

 

5. Aufgaben des Eigenbetriebs EJC 

Alle bisher von der GGFA AöR und dem Amt 55 erbrachten Leistungen werden nahtlos im neuen 
Eigenbetrieb EJC fortgeführt. Der Eigenbetrieb EJC verfolgt als Jobcenter der Stadt Erlangen 
ausschließlich öffentliche Zwecke im Sinne von Art. 87 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayGO zur 
Aufgabenerfüllung als zugelassener kommunaler Träger zum Vollzug des SGB II sowie der 
Beantragung und Durchführung von Maßnahmen für diesen Personenkreis. Darüber hinaus 
werden im Eigenbetrieb EJC anderweitig finanzierte Maßnahmen zur Prävention, 
Beschäftigungsförderung und Integration in Ausbildung und Arbeit durchgeführt. 

 

6. Ausgliederungsbilanz Amt 55, Schlussbilanz GGFA AöR, Eröffnungsbilanz EJC, sowie 
Wirtschaftsplan und Stellenplan 

Die Überführung des Amtes 55 in den Eigenbetrieb EJC zum 01.01.2023 bedingt die zeitgleiche 
Herauslösung des Amtes als Sondervermögen aus dem städtischen Haushalt. Bisher sind die 
Rechnungsergebnisse des Amtes 55 in der Gesamtverwaltung der Stadt Erlangen abgebildet 
worden. Eine Ausgliederungsbilanz für Amt 55 kann erst nach dem 01.01.2023 erstellt werden, 
ebenso kann die Abschlussbilanz der GGFA AöR erst im Jahr 2023 aufgestellt und bestätigt 
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werden. Die Ausgliederungsbilanz des Amtes 55 und die Schlussbilanz der GGFA AöR ergeben 
zusammen die Eröffnungsbilanz des neuen Eigenbetriebs.  

Der Wirtschaftsplan und der Stellenplan des Eigenbetriebes EJC werden derzeit erstellt und 

rechtzeitig für den Haushaltsbeschluss der Stadt Erlangen in die Gremien eingebracht.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Das städtische Amt 55 (Jobcenter / Arbeitslosengeld 2) wird zusammen mit der zum 31. 
Dezember 2022 aufgelösten Gesellschaft zur Förderung der Arbeit – Anstalt des öffentlichen 
Rechts (GGFA AöR) zum 1. Januar 2023 in einen Eigenbetrieb (Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter) 
überführt.  

2. Die Betriebssatzung des Eigenbetriebs „Erlanger Jobcenter (EJC)“ (Entwurf vom 02.11.2022, 
Anlage) wird beschlossen. 

3. Herr Dieter Rosner, berufsmäßiger Stadtrat und Referent für Jugend, Familie und Soziales, wird 
zum 1. Werkleiter bestellt. 

4. Der Werkausschuss besteht aus den Mitgliedern des Sozial- und Gesundheitsausschusses. 
Daneben wird ein Werkausschussbeirat eingerichtet. 

5. Die bisher vom Amt 55 und von der GGFA AöR wahrgenommenen Aufgaben werden ab dem 
1. Januar 2023 im Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter fortgeführt. 

6. Der Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter ist eine selbstständige Dienststelle i.S.d. Art. 6 Abs. 5  
Satz 2 BayPVG.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 14 V/020/2022 

Satzung für die Betriebe gewerblicher Art im Eigenbetrieb Erlanger Jobcenter (EJC) 
"Sozialkaufhäuser" und "Fahrradprojekte" 

 

Sachbericht: 

Mit dem Beschluss über die Auflösung der GGFA AöR (Vorlagennummer: V/018/2022) und dem 
Beschluss zur Gründung des neuen Eigenbetriebs Erlanger Jobcenter (EJC) (Vorlagennummer: 
V/019/2022) wird der Grundsatzbeschluss des Stadtrates vom 28.10.2021 umgesetzt, das Amt 55 
(Jobcenter / Arbeitslosengeld 2) aus der Kernverwaltung der Stadt Erlangen herauszulösen und 
zusammen mit dem städtischen Kommunalunternehmen Gesellschaft zur Förderung der Arbeit 
(GGFA) AöR in einen Eigenbetrieb zu überführen.  

Der neue Eigenbetrieb EJC soll neben den Aufgaben des ehemaligen Amtes 55 auch alle 
Aufgaben der ehemaligen GGFA AöR nahtlos weiterführen. Dazu gehört die Fortführung der 
beiden Betriebe „Sozialkaufhäuser“ und „Fahrradprojekte“, die von der GGFA AöR zum Zweck der 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsförderung eingerichtet wurden. Diese steuerlichen Betriebe 
gewerblicher Art haben die Aufgabe, sozialpädagogisch betreuten Arbeitsgelegenheiten zur 
Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu schaffen.  

Für diese beiden Betriebe gewerblicher Art soll die steuerliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
nach § 60 Abgabenordnung (AO) beantragt werden, wie sie bereits für den Betrieb gewerblicher 
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Art der GGFA AöR bestand, der unter dem Namen „Leistungen zur Eingliederung in Arbeit“ geführt 
wurde. Voraussetzung für eine steuerliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist, dass für jeden 
Betrieb gewerblicher Art eine eigene Satzung erlassen wird, die den Vorgaben des § 60 AO 
genügt.  

In dieser Satzung sind insbesondere der gemeinnützige Zweck des Betriebs gewerblicher Art zu 
beschreiben und festzulegen, dass Mittel des Betriebs gewerblicher Art nicht für andere als 
gemeinnützige Zwecke des Betriebs (oder bei Auflösung des Betriebs gewerblicher Art: für 
sonstige gemeinnützige Zwecke) verwendet werden dürfen. Sollte der Betrieb gewerblicher Art 
einmal Überschüsse erzielen, so dürfen sie z.B. nicht an die Kernverwaltung ausgeschüttet 
werden. 

 

Dem Finanzamt liegen die Entwürfe für die Satzungen der beiden Betriebe gewerblicher Art 
(Anlagen 1 und 2) zur Vorabprüfung vor. Das Ergebnis steht noch aus. Falls das Finanzamt die 
Anerkennung der Gemeinnützigkeit von einer Änderung des Satzungstextes abhängig macht, wird 
per Tischauflage eine entsprechend geänderte Satzung zum Beschluss vorgeschlagen. 

Die beiliegenden Satzungsentwürfe für die beiden Betriebe gewerblicher Art wurden zusammen 
mit einer Steuerkanzlei erarbeitet und mit dem Rechtsamt abgestimmt. Eine Anzeige bei der 
Regierung von Mittelfranken ist gemäß deren Auskunft nicht erforderlich. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Die Satzung für den Betrieb gewerblicher Art „Sozialkaufhäuser“ (Entwurf vom 02.11.2022, 
Anlage 1) wird beschlossen. 

2. Die Satzung für den Betrieb gewerblicher Art „Fahrradprojekte“ (Entwurf vom 02.11.2022, 
Anlage 2) wird beschlossen.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 15 55/044/2022 

Antrag der SPD-Fraktion zum Haushalt 2022; - Projekt, „Energieeffiziente 
Elektrogeräte (EEG)“ 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
Mit der Umsetzung des Fraktionsantrags der SPD werden von den ESTW, der GGFA und dem 
Sozialamt mehrere Ziele verfolgt. Transferleistungsempfänger*innen sollen finanziell entlastet 
werden. Das gilt hinsichtlich der Anschaffungskosten für neue Elektrogeräte ebenso, wie für die 
Senkung des Stromverbrauchs der bedürftigen Haushalte. 

Ebenso sollen letztlich alle ErlangenPassInhaber*innen, auch wenn sie nicht zum Kreis der 
Transferleistungsempfänger*innen zählen, unterstützt werden. Beispielhaft sind hier Teilnehmende 
am Bundesfreiwilligendienst und andere Freiwilligendienste leistenden Personen zu nennen. Auch 
ihr Budget erlaubt üblicherweise selten die Beschaffung neuer, energieeffizienter Elektrogeräte. 

Die Energieberatung der ESTW soll damit auch dieser Bevölkerungsgruppe bekannt und 
zugänglich werden. Die ökologischen Vorteile, die daraus erwachsen, sollen gesteigert werden. 
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Die Zielgruppe der langzeitarbeitslosen SGB II-Leistungsbeziehenden soll in die Umsetzung des 
Projekts einbezogen werden. Die dabei von ihnen zu übernehmenden Aufgaben verbessern ihre 
Integrationschancen in den Arbeitsmarkt. 

Für den Wortlaut des Fraktionsantrags wird auf die Anlage Bezug genommen. 

Mit der nachfolgend beschriebenen Bearbeitung des Antrags werden somit umweltpolitische, 
soziale und arbeitsmarktpolitische Ziele in gleicher Weise unterstützt. Insbesondere bietet das 
Vorhaben dem Jobcenter/der GGFA eine gute Möglichkeit, die Beschäftigungsförderung 
Langzeitarbeitsloser durch die Erweiterung bewährter Einsatzfelder zu verstärken. Das schon 
immer für alle ErlangenPassInhaber*innen bestehende Angebot zur Nutzung der Energieberatung 
der ESTW wird intensiver beworben und umgesetzt. 

Die GGFA ist seit Langem mit der Ausstattung der Haushalte von Bedarfsgemeinschaften mit 
Fluchthintergrund beauftragt und hat sich auf diesem Feld in Erlangen fest etabliert. Regelmäßig 
beschafft sie zu diesem Zweck energieeffiziente Haushaltsgeräte, sog. „Weiße Ware“, wie etwa 
Kühlschränke. Diese Geräte können grundsätzlich allen Empfänger*innen von Transferleistungen 
im Erlanger Stadtgebiet und allen ErlangenPassInhaber*innen auch zum Zweck der 
Ersatzbeschaffung für nicht-energieeffiziente Geräte angeboten werden. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

Der ErlangenPass bewirbt das Konzept als Kooperationspartner. Die Zielgruppe des 
Fraktionsantrags, der „Transferleistungsbeziehenden“ ist durch die ERlangenPassInhaber*innen 
umfasst und wird auf alle Inhaber*innen erweitert (s.o.). Die Broschüre, „Gut Beraten, günstig 
leben. Wenn das Geld nicht reicht ...“, wird ebenfalls um einen entsprechenden Hinweis ergänzt. 

 

In den Jahren 2019 bis 2021 wurden im Energieberatungsprozess der ESTW lediglich 15 
Kühlgeräte gegen energieeffizientere ersetzt, wenngleich eine wesentlich höhere Zahl von 
Beratungen durchgeführt wurde. Sicher ist diese geringe Fallzahl auch den in der Pandemie zu 
vermeidenden Begutachtungen in den Haushalten der Bürger*innen geschuldet.  

Unter pandemiefreien Bedingungen ist nach den Erfahrungen der ESTW im bisherigen Vorgehen 
mit einer Fallzahl von bis zu 100 Beratungen auszugehen. Die Zahl ausgetauschter Geräte ist 
damit jedoch nicht gleichzusetzen. Sie hängt vom Ergebnis der Beratung und Verbrauchsmessung 
ab. 

Um einen höheren Durchsatz zu erzielen, nutzen die ESTW künftig die Personalressourcen der 
Langzeitarbeitslosen der GGFA. Eine Schulung durch die ESTW wird mit den Teilnehmenden 
durchgeführt werden. 

 

Eventuell ist das Portfolio des Sozialkaufhauses (SKH) im Bereich zu beschaffender weißer Ware 
zu diversifizieren, um unterschiedlichen Anforderungen der Haushalte von 
ERlangenPassInhaber*innen gerecht zu werden. In Einzelfällen kann das SKH auch durch 
Internetrecherche bei der Findung des passenden Ersatzgerätes unterstützen. Das Gerät würde 
dann gezielt und einzelfallbezogen durch das SKH zur Abgabe an den Haushalt der 
ERlangenPassInhaber*innen beschafft. 

Darstellung der Bewerbung des Projekts 

Damit der so ermöglichte höhere Durchsatz auch eine entsprechende Nachfrage in der 
Bevölkerung findet, ist vermehrte, intensive Öffentlichkeitsarbeit erforderlich. Das Projekt wird von 
den ESTW und der GGFA gemeinsam getragen und aktiv auf verschiedenen, medialen Wegen 
(u.a. Homepages beider Projektträger etc) beworben. Dabei wird die Kooperation mit Amt 50 – 
ErlangenPass ebenfalls dargestellt. Ergänzend werden zusammen mit der Energieberatung der 
ESTW Gruppeninformationen des SKH über die Möglichkeiten des EEG-Projekts für die 
Zielgruppe durchgeführt. 

Jobcenter und andere aufsuchend beratende Einrichtungen bewerben das Konzept anlässlich von 
Außendiensten und Hausbesuchen. 
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Das Projekt ist über 2 Jahre zu beobachten und zu evaluieren. Gegebenenfalls ist die finanzielle 
Ausstattung den in dieser Zeit verausgabten Mittel anzupassen 

 

3. Prozesse und Strukturen 

Grundsätzlich sind alle Transferleistungsbezieher*innen und weitere Personenkreise berechtigt, 
einen ErlangenPass zu beantragen.  

Die finanzielle Förderung energieeffizienter Elektrogeräte durch die ESTW bildet seit 2019 ein 
Angebot an die ErlangenPassInhaber*innen. Sie knüpft, vor allem im Haushalt von SGB II-
Leistungsbeziehenden, an die Voraussetzung einer umfassenden Energieberatung durch die 
ESTW vor Ort an. In dieser Form wird sie im ErlangenPass bereits seit 2019 angeboten. An dieser 
Voraussetzung soll grundsätzlich festgehalten werden. Die Anfrage nach Energieberatung bei den 
ESTW bleibt für alle ErlangenPassInhaber*innen der Einstieg in den Prozess. Auch für nicht SGB 
II- oder andere Transferleistungsbeziehende soll dies weiter gelten. 

Die ESTW erbringen die Energieberatung entsprechend den Anforderungen des Individualfalls. 
Damit wird eine höhere Fallzahl von Beratungen ermöglicht. Die ESTW stützen sich dabei auch 
auf Mitarbeitende (Maßnahmeteilnehmende) der GGFA, die Energieverbrauchsmessungen im 
Auftrag der ESTW an Geräten in Haushalten durchführen. Dieses Personal erhält eine Einweisung 
zur Handhabung von Messgeräten der ESTW, mit denen der Nachweis der schlechten 
Energieeffizienz eines Elektrogeräts den ESTW gegenüber geführt werden kann. Auf Basis dieser 
Messung kann der Austausch des Gerätes vollzogen werden. Von den ESTW wird den Beratenen 
dafür ein Gutschein ausgestellt, der im SKH der GGFA einzulösen ist. 

Die ESTW können auf diese Weise eine größere Menge an Gutscheinen zum Bezug eines 
energieeffizienten Ersatzgerätes im SKH an ErlangenPassInhaber*innen ausgeben. Für jedes 
bezogene Ersatzgerät ist von den Empfänger*innen ein Selbstkostenanteil von 10% des beim SKH 
anfallenden Beschaffungspreises zu leisten. Hierdurch soll der Philosophie des ErlangenPasses 
entsprochen und Missbrauch entgegengewirkt werden. 

Der Erhalt von Gutscheinen und / oder Sachleistungen muss im Hinblick auf bezogene 
Transferleistungen nicht angerechnet werden. 

 

Damit alle ErlangenPassInhaber*innen verstärkt von dem Angebot und den hierfür bereitgestellten 
Mitteln profitieren können, dürfen diese nicht dem Jobcenter/Amt 55 bzw. dem künftigen 
Eigenbetrieb als Budget zugeordnet werden. Andernfalls könnten nur noch Rechtskreiszugehörige 
des SGB II damit unterstützt werden. Die Mittel müssen daher bei einer Dienststelle (Amt 50) 
verbleiben, die durch einen Zuschuss an das SKH rechtskreisübergreifend für alle 
ErlangenPassInhaber*innen Unterstützung daraus entstehen lassen kann. Die städtischen 
Zuschussrichtlinien sind zu beachten. 

Zur Bezifferung des erforderlichen Zuschusses erstellt die GGFA eine Kalkulation, die alle 
erforderlichen Ressourcen zur Umsetzung des Projekts berücksichtigt. Der Zuschuss deckt die 
Differenz zwischen Anschaffungspreis im SKH und Abgabepreis (s.o. 10%iger Eigenanteil) an 
ERlangenPassInhaber*innen. Er finanziert die der GGFA (später - im Wege der Verrechnung - 
dem Eigenbetrieb „Erlanger Jobcenter“) im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens entstehenden, 
Kosten (Beschaffung, Entsorgung, Personal-/Verwaltungsaufwand, Overhead, Bewerbung des 
Konzepts). Auch die Beschäftigung einer mit der Durchführung der Aufgaben im Projekt EEG 
befassten Kraft im SKH ist daraus zu finanzieren.  

Geförderte Langzeitarbeitslose, die an Maßnahmen des Jobcenters im Trägerbetrieb der GGFA 
(künftig des EB) teilnehmen, übernehmen unter Anleitung dieser Kraft die Aufgaben der Messung 
des Energieverbrauchs im Auftrag der ESTW sowie der Lieferung des Neugerätes bei 
gleichzeitiger, fachgerechter Entsorgung des Altgerätes. 
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4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*; Senkung des Energieverbrauchs der Erlanger Bevölkerung; somit 
synergetische Wirkung zu Maßnahmen im Rahmen der bestehenden Alarmstufe 
Notfallplan Gas 

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden  

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Protokollvermerk: 

Der Beschluss wird unter Berücksichtigung der Änderungen aus den Ausschüssen gefasst.   

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Dem nachfolgend beschriebenen Konzept zur Umsetzung der Ziele des o.g. Antrags wird 

zugestimmt.  
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2. Die im Budget des Amtes 50 vorhandenen Mittel i.H.v. 200.000,- € werden im Jahr 2022 

und - mittels Haushaltsübertragungsvermerk - in Folgejahren für Zuschüsse zum Projekt 

„Energieeffiziente Elektrogeräte (EEG)“ der GGFA AöR verwendet. 

3. Der Antrag ist hiermit bearbeitet. 

 

Abstimmung: 

angenommen mit Änderungen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 16 55/045/2022 

Umsetzungskonzept der gemeinsamen Jugendberufsagentur Erlangen 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 

Durch die Einrichtung einer Jugendberufsagentur soll ein integriertes Gesamtkonzept geschaffen 
werden, das als zentrale Anlaufstelle und Entwicklungsplattform die partiell bestehenden 
Unterstützungsstrukturen bündelt und im Sinne eines One-Stop-Governments die Rechtskreise 
SGB II, III und VIII sowie weitere Akteure am Übergang Schule–Beruf unter einem Dach 
zusammenführt. Ein entsprechendes Fachkonzept wurde 25.07.2019 vom Stadtrat gebilligt. Der 
Auftrag zur Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts wurde erteilt (VorlagenNr. 55/040/2019). 

 

Für die fachlichen Ziele und Inhalte wird auf das in der genannten Sitzung vorliegende 
Fachkonzept Bezug genommen. Die Umsetzung der Fachaufgaben wird im beiliegenden 
Umsetzungskonzept (Anlage 1) dargestellt. Zur Finanzierung der Sachmittel, der Personalkosten, 
der entstehenden Raumkosten und deren Verteilung auf die Partner wurde ein Finanzkonzept 
zwischen den Beteiligten abgestimmt (Anlagen 2a,b,c). Als Objekt für die gemeinsame räumliche 
Unterbringung konnten geeignete Flächen in einem Gebäude, ca. 500m westlich des Rathauses 
gefunden werden. Ein Grundrissplan findet sich als Anlage 3. Anmietungsbeschluss und 
Mietvertragsentwurf werden vom BWA, HFPA und Stadtrat als gesonderte Vorlage behandelt. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
Eckpunkte der Umsetzung der Jugendberufsagentur 

Rechtsform: 
Die JBA stellt keine eigenständige Rechtsperson dar. Der Zusammenschluss der beteiligten 
Partnerorganisationen erfolgt analog eines Joint-Ventures. Jeder Partner erfüllt im Rahmen der 
Kooperation seinen originären Auftrag und bleibt Bestandteil seiner Herkunftsorganisation. Die 
grundsätzliche Aufgaben- und Organisationslogik der jeweiligen Rechtskreise (RK) bleiben 
unverändert. Es werden keine Doppelstrukturen geschaffen. 
Beteiligte: 
An der JBA sind Agentur für Arbeit, Jugendamt und Jobcenter beteiligt. Folgende Fachkräfte der 
Partner sind vertreten:  

 Agentur: Berufsberater/- innen in der BA (RK SGB III) 

 Jobcenter: Team Ausbildung, Integrationsfachkräfte U25/spezialisierte Integrationsfachkräfte 
U25 für Flüchtlinge der Jobcenter (RK SGB II) 

 Jugendamt: Berater/- innen der Jugendhilfe (RK SGB VIII) 
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Es wird ein Bewerbungszentrum eingerichtet und betrieben. Der Auftrag hierzu wird an einen 
zertifizierten Träger erteilt. Ausschlaggebend für diese Entscheidung sind Qualitäts- und 
Kostenkriterien. Die Vergabe erfolgt durch die Bundesagentur für Arbeit. 

Die Anbindung von JAZ e.V. erfolgt über die Prozessschnittstelle der Zuweisung von Schülerinnen 
und Schülern, die JAZ e.V. im Kontakt an den Schulen antrifft und deren Beratung komplexere 
Anforderungen mit sich bringt. Mit allen anderen Netzwerkpartnern, wie etwa 

 Wirtschaftsvertretungen (z.B. Kammern, Gewerkschaften, Betriebe) 

 Jugendpolitische Sprecher*innen der Stadtratsfraktionen 

 Jugendlichenvertretungen (z.B. Jugendparlament Stadt Erlangen, Schülermitverwaltung) 

 Schulen und deren Träger 

 Elternbeiräte 

 Träger der offenen Jugendarbeit 

 Beratungsinstitutionen am Übergang Schule-Beruf, für Migranten, für Menschen mit 
(drohender) Behinderung, für Eltern und Familien  

bestehen bereits ebenso enge Beziehungen. 

Räumliche Unterbringung: 

Im Herbst 2020 wurde ein Architekturbüro beauftragt, eine Machbarkeitsstudie zur Unterbringung 
der JBA auf dem Gelände der GGFA in der Alfred-Wegener-Straße 11 (AW) zu erstellen. Das 
Ergebnis wurde vom Planungsreferat der Stadt als genehmigungsfähig und sehr gelungen 
eingeschätzt.  

Nach den Ergebnissen eines zur Eigenbauvariante auf dem Gelände AW überschlägigen 
Finanzierungskonzepts, bedingen die aufzubringenden Investitionskosten jedoch eine für die 
beteiligten Partner der JBA inakzeptable Mietpreisgestaltung. Trotz der ansprechenden Planung 
und der im Fall des Eigenbaus optimal umsetzbaren, den fachlichen Prozessen folgenden, 
räumlichen Anordnung, wurde deshalb dieses Vorhaben verworfen. Auch dürfte diese Variante 
wegen der Entfernung des Grundstücks zum Stadtzentrum keine Mehrheit im Stadtrat finden. 

Mit Unterstützung des „Regionalen Immobilienmanagements“ (RIM) der Bundesagentur für Arbeit 
wurde für die Unterbringung der JBA eine Anzeige am Immobilienmarkt veröffentlicht. Zwei zentral 
gelegene Objekte wurden besichtigt. Eines davon, gelegen in 500 m Entfernung zum Rathaus, für 
geeignet erachtet. Derzeit laufen abschließende Verhandlungen mit dem Vermieter. Ein 
Anmietbeschluss wird vorbereitet. 

Finanzierung: 

Anteilig nach den belegten Büroflächen der Partner zur eigenen Nutzung werden die Kosten für 
die Anmietung von gemeinsam genutzten Flächen und Einrichtungen aufgeteilt. Auf das 
beiliegende Finanzkonzept wird Bezug genommen. Konkrete Summen unterliegen Änderungen 
durch den noch nicht final abgestimmten Mietvertrag, insbesondere dem finalen, konkreten – 
jedenfalls marktüblichen - Mietpreis.  

 

3. Prozesse und Strukturen 
Ablauf und Steuerung der Prozesse in der Jugendberufsagentur 

Steuerung: 

Ein Trägerkreis (Punkt 6.1 des Umsetzungskonzepts) tagt einmal jährlich und legt die strategische 
Ausrichtung der Jugendberufsagentur Stadt Erlangen fest. Er reflektiert die bisherige 
Zusammenarbeit und diskutiert Ansätze zur Weiterentwicklung der Jugendberufsagentur Stadt 
Erlangen. Zudem werden aktuelle Informationen zu Strategien, Leistungen und 
Fördermöglichkeiten ausgetauscht und Abstimmungen getroffen. Dem Trägerkreis gehören an:  

 Ref V 

 Geschäftsführung der Agentur für Arbeit Fürth 

 Weitere Werkleitung des Eigenbetriebs Erlanger Jobcenter 

 Pädagogische Leitung Amt 51  
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Die Geschäftsführung der JBA setzt sich als kollegiales Gremium aus den Teamleitungen der 
drei Partner zusammen – Teamleitung Ausbildung SGB II, Teamleitung Berufsberatung vor dem 
Erwerbsleben SGB III, Leitung Bereich SGB VIII. Es existiert keine herausgehobene Einzelperson 
als Leitung der JBA. Die Geschäftsführung ist für die Umsetzung der strategischen 
Entscheidungen des Trägerkreises und die operative Ausrichtung verantwortlich. Eine Vertretung 
der Geschäftsführung beteiligt sich als beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss. 

 

Für die Jugendberufsagentur wird ein Beirat (Punkt 6.4 des Umsetzungskonzepts) gebildet. Der 
Beirat berät die Geschäftsführung der Jugendberufsagentur auf fachlicher Ebene; also bei der 
operativen Umsetzung sowie der fachlichen Entwicklung, z.B. der Auswahl und Gestaltung von 
Maßnahmen. 

Zusammenarbeit der Träger. 

Es wird eine Kooperationsvereinbarung (Anlage 4) abgeschlossen. Die grundsätzliche Aufgaben- 
und Organisationslogik der jeweiligen Rechtskreise bleiben dabei unverändert. Damit wird 
sichergestellt, dass aufwändige Doppelstrukturen vermieden werden. Für Einzelheiten wird auf 
Punkt 7 und die dortigen Unterpunkte des Umsetzungskonzepts Bezug genommen. 

Evaluation: 

Die Vorbereitung der Entscheidungen im Trägerkreis zur strategischen Ausrichtung basiert auf 
einer jährlichen Evaluation der Arbeit der Jugendberufsagentur. 

Neben der quantitativen Betrachtung (Beratungen, Reduzierung der unversorgten Bewerber, 
Kontakte mit „Verlorenen“, Befragungen zur Kundenzufriedenheit) wird in der jährlichen Evaluation 
vor allem auch der qualitative Aspekt beleuchtet. Die Geschäftsführung der JBA orientiert sich 
hierbei am Selbstbewertungsverfahren des BMAS (siehe Punkt 6.1 des Umsetzungskonzepts). 

 

4. Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
 

Da die Stadt Erlangen den Mietvertrag schließen wird, wird sie vom Vermieter als Alleinschuldnerin 
des Mietzinses betrachtet. Die Stadt zahlt also die volle Miete und weitere Sachkosten. Sie werden 
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von der Agentur für Arbeit anteilig, entsprechend dem Anteil der von ihr genutzten Flächen, 
erstattet. Dem Eigenbetrieb Jobcenter würde sein Anteil in Rechnung gestellt und sein 
Sondervermögen insoweit belastet. 

Im Einzelnen veranschlagt werden (noch abhängig von der finalen Mietpreishöhe und Entwicklung 
der Energiekosten) jährlich in Euro: 

•Nettokaltmiete:      196.305,39 € 

Abzüglich Erstattung durch die BA:  82.237,74 € 

Zu tragen durch die Stadt Erlangen:  114.067,65 € 

 

•Betriebskosten:      50.573,59 € 

  Abzüglich Erstattung durch die BA:  21.186,67 € 

Zu tragen durch die Stadt Erlangen:  29.386,92 € 

 

•Reinigung:       21.700,00 € 

  Abzüglich Erstattung durch die BA:  8.400,00 € 

Abzüglich Personalgemeinkostenanteil  

des Jobcenters:    7.720,00 € 

Zu tragen durch die Stadt Erlangen:  5.580,- € 

 

•Sicherheitsdienst:      48.000,- 

Abzüglich Erstattung durch die BA:  16.000,00 € 

Zu tragen durch die Stadt Erlangen:  32.000,- € 

 

In der Gesamtsumme entstehen der Stadt Erlangen voraussichtlich Kosten i.Hv. 316.578,98 € die 
jährlich im städtischen Haushalt einzustellen sind. 

Hiervon werden erstattet durch die BA insgesamt 135.544,41 € jährlich sowie durch den EB EJC 
140.417,58€ jährlich. 

 

Tatsächlich aufzuwenden sind von der Stadt mithin jährlich 40.616,99 €. 

 

Das GME, Amt 24 wird im Fall der Anmietung der gegenständlichen Flächen Aufgaben der 
Reinigung, der Hauspost und der üblichen Objektmanagement-Dienstleistungen übernehmen. Im 
ausstehenden Anmietbeschluss werden diese konkretisiert. Insbesondere erfolgen 
Kontaktaufnahmen zum Vermieter, etwa wegen Mängelanzeigen u.a. rechtlichen 
Angelegenheiten, ausschließlich über Amt 24. 

Der für die JBA einzurichtende Sicherheitsdienst ist ausdrücklicher Wunsch der 
Kooperationspartnerin Agentur für Arbeit. In deren Liegenschaften ist ein solcher Dienst zum 
Schutz der Mitarbeitenden mittlerweile Standard. Die in der JBA anwesenden Mitarbeitenden der 
Stadtverwaltung (Jobcenter und Jugendamt) sehen darin ebenfalls einen Vorteil und profitieren 
davon. Die Kostenaufteilung erfolgt in dieser Position zu jeweils einem Drittel, weil alle Beteiligten 
gleichermaßen davon profitieren. 

Für die Erfüllung der zusätzlichen Aufgaben des Stadtjugendamtes in der Jugendberufsagentur 
wird 1,0 VZÄ Fachkraft benötigt. Die Eingruppierung ist in TVöD SuE 12, dies entspricht 
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Personaldurchschnittskosten von 69.400 Euro (Stand 10/2021). Dieses Stellenvolumen wird ab 
01.07.2023 über 513S100 verortet und im Stellenplanverfahren 2024 vom Fachamt priorisiert. Die 
Stelle wird in der Abteilung 513 Jugendsozialarbeit und Jugendarbeit angesiedelt. 

 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: 316.578,98 € bei Sachkonto: 523111 / 179901 

Personalkosten (brutto): 64.900 € bei Sachkonto: 

   

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 
  entsprechender Bedarf (s.o.) wird in die Haushaltsberatungen 2023 eingebracht.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Dem Umsetzungskonzept der Verwaltung wird zugestimmt 

2. Zur Realisierung der Umsetzungskonzeptinhalte wird ein Auftrag an die Verwaltung erteilt 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Bedarf an zusätzlichen Finanzmitteln laut Beschluss-
lage in die Haushaltsberatungen einzubringen.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 17 VI/159/2022 

Zweckvereinbarung über das VAG-Leihradsystems in der Städteachse Erlangen-
Fürth-Nürnberg-Schwabach 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Mit dem Beschluss VI/142/2022 hat sich die Stadt Erlangen für eine Beteiligung an der 
Neuausschreibung des VAG-Leihradsystems in der Städteachse Erlangen-Fürth-Nürnberg-
Schwabach. Hierzu ist das Abschließen einer Zweckvereinbarung notwendig, welche 
Grundvoraussetzung für die Beteiligung an der Neuausschreibung ist. 
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Im Rahmen des Leihradsystems VAG_Rad ist vorgesehen, ab Januar 2024 300 Leihräder und 
5 Lastenräder an ca. 30 Verleihstationen mit Ständern und in einer Flexzone Innenstadt auf 
dem Erlanger Stadtgebiet zur Verfügung zu stellen. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Gegenstand der Zweckvereinbarung ist die Erweiterung des Aufgaben- und 
Zuständigkeitsgebiets der Stadt Nürnberg um die Aufgabe, das im Stadtgebiet Nürnberg 
bestehende Fahrradverleihsystem VAG_Rad ab Januar 2024 auf das Stadtgebiet Erlangen, 
sowie die Städte Fürth und Schwabach auszudehnen. 

 

Es sei darauf hingewiesen, dass sich die Zweckvereinbarung allein auf die Durchführung eines 
Fahrradverleihsystems bezieht. Sollten in der Zukunft weitere Aufgabenübertragungen im 
gegenseitigen Interesse erforderlich werden, so wird dies insbesondere unter Berücksichtigung 
der Kosten/Ausgleichsleistungen in entsprechendem Umfang und Detaillierungsgrad geregelt 
werden. 

Der Beschluss seitens der Stadt Erlangen über die Zweckvereinbarung zwischen den Städten 
Nürnberg, Erlangen, Fürth und Schwabach bzgl. der Durchführung eines 
Fahrradverleihsystems in der Städteachse wird zur Anzeige der Zweckvereinbarung bei der 
Regierung von Mittelfranken sowie zur Fortsetzung der Ausschreibung benötigt. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Für die Ausweitung des Fahrradverleihsystems einschließlich der Bestückung der ca. 30 
Stationen und Flexzone Innenstadt mit 300 Leihfahrrädern und 5 Lastenrädern gestattet die 
Stadt Erlangen der Stadt Nürnberg, ihre öffentlichen Verkehrsflächen bzw. -räume im 
erforderlichen Umfang in Anspruch zu nehmen. 

 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
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Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die als Anlage beigefügte Zweckvereinbarung für den Betrieb eines Fahrradverleihsystems in den 
Städten Nürnberg, Fürth, Schwabach und Erlangen soll abgeschlossen werden. 

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 18 243/015/2022 

Fortsetzung: Europaweite Ausschreibung von Reinigungsleistungen 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Nach vergaberechtlichen Grundsätzen sind die bestehenden Reinigungsverträge regelmäßig 
dem Wettbewerb zu unterziehen und auszuschreiben. Die hierfür üblichen Vertragslaufzeiten 
sind bei den vorliegenden Reinigungsverträgen erreicht. 

 

Die europaweite Ausschreibung von Reinigungsleistungen wird analog der vorangegangenen 
beiden Verfahren (vgl. Vorlagen Nr. 243/013/2022 und 243/004/2020) unter externer Beratung 
und Begleitung durchgeführt. Im Jahr 2020/21 wurden für die Hausverwaltungs-Stadtbezirke 
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„West“ und „Europakanal“ und im Jahr 2021/22 für die Hausverwaltungs-Stadtbezirke „Mitte“ 
und „Süd“ Leistungen der täglichen Unterhalts-, der jährlichen Grund- sowie der 
turnusmäßigen Glasreinigung ausgeschrieben. Die in den beiden Ausschreibungsverfahren 
gewonnenen Erkenntnisse fließen in das aktuelle Vergabeverfahren ein. 

 

Auf dieser Grundlage ist nun vorgesehen, die Reinigungsleistungen für die Hausverwaltungs-
Stadtbezirke „Ost“ und „Kulturmeile“ auszuschreiben.  

 

Zu den voraussichtlich 36 Objekten dieser Stadtbezirke gehören primär die Loschge-
Grundschule, das Staatliche Gymnasium Fridericianum, die Adalbert-Stifter-Schule, die 
Michael-Poeschke-Schule, die Otfried-Preußler-Schule (Standort I), das städtische Marie-
Therese-Gymnasium, die Ernst-Penzoldt-Mittelschule einschl. der jeweiligen Schulturnhallen, 
das Kunstmuseum, das Markgrafentheater, das Stadtmuseum, das Bürgerpalais sowie die 
Kindertageseinrichtungen Kindergarten Wasserturmstraße 16, Hort Liegnitzer Straße 22, Hort 
„Mitte“, Spiel- und Lernstuben „Röthelheimpark“. 

 

Die Vergabesumme beträgt für die Unterhalts- und Grundreinigung sowie Glasreinigung in den 
Hausverwaltungs-Stadtbezirken „Ost“ und „Kulturmeile“ bislang jährlich insgesamt 
681.966,35 € brutto. Bei einer fünfjährigen Vertragslaufzeit zzgl. einer einjährigen 
Verlängerungsoption und unter Berücksichtigung der aktuellen Tarifsteigerung beim bisherigen 
Lohnkostenanteil beträgt die gesamte Vergabesumme mindestens 4.545.000 € brutto zzgl. 
weiterer jährlicher Tarifsteigerungen. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die beabsichtigte Ausschreibung erfolgt aufgrund der vergaberechtlichen Wertgrenzen 
europaweit in einem fairen Wettbewerb.  

 

- Offenes Verfahren 
In diesem Verfahren wird eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen öffentlich zur 
Abgabe von Angeboten aufgefordert. Im Vergleich zu den vorangegangenen zweistufigen 
Verfahren mit Teilnahmewettbewerb ist das offene Verfahren transparenter und wird 
vorliegend als u.U. weniger angreifbar erachtet.  

 
- Bildung von Einzel- und Fachlosen sowie Loslimitierung bei der Zuschlagserteilung  

Die Auftragswerte der Einzellose (Unterhalts- und Grundreinigung) sollen möglichst 
homogen gestaltet werden, um wirtschaftlich attraktive und vergleichbare Größen zu 
erreichen.  
Für die Glasreinigung ist vergaberechtlich zwingend ein eigenes Fachlos vorgeschrieben. 
 
Bei der Loslimitierung können Reinigungsfirmen für alle Lose anbieten, aber nur auf eine 
vorgegebene Anzahl von Einzellosen den Zuschlag erhalten. Dadurch wird die 
Leistungserbringung auf mehrere, auch mittelständische, Dienstleister verteilt. 
 

- Leistungswertspannen für die entsprechenden Raumgruppen 
Die ordnungsgemäße Ausführung der zu vergebenden Unterhalts- und 
Grundreinigungsleistungen und die erwartete Reinigungsqualität setzen realistische 
Leistungswerte (produktive Zeit in m²/Std.) voraus. Deshalb werden im Sinne von Leistungs- 
und Funktionsanforderungen Unter- und Obergrenzen für die durchschnittlichen 
Leistungswerte pro Los und Raumgruppe definiert. 
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- Kontrollen der Reinigungsleistungen in der Übergangsphase und Kontaktgespräche mit den 
Reinigungsfirmen 
Durch die externe Beratungsfirma werden sowohl ein Implementierungsgespräch vor 
Auftragsbeginn mit den jeweiligen neuen Dienstleistern und den Objekt-Verantwortlichen der 
Stadt als auch optional drei Qualitätskontrollen während der Übergangsphase durchgeführt. 
Im Zuge von Jahresgesprächen mit den Reinigungsfirmen wird ein Austausch zu den 
Arbeitsbedingungen vor Ort sowie zur Optimierung der Reinigungsqualität und der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit vorgesehen. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: 23.500 € bei Sachkonto: 524102 und 
524103 

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Sachkonto 524102 und 524103 

         sind nicht vorhanden 
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Protokollvermerk: 

Die Nr. 1a des Änderungsantrages Nr. 302/2022 wird mit 3 gegen 43 Stimmen abgelehnt. Die Nr. 
1b wird ebenfalls mit 3 gegen 43 Stimmen abgelehnt. Die Nr. 2 des Antrages wird mit 7 gegen 39 
Stimmen abgelehnt.  

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die Verwaltung wird mit der Fortsetzung der europaweiten Ausschreibung von 
Reinigungsleistungen für zwei weitere Stadtbezirke unter externer Beratung und Begleitung 
beauftragt. 

 

Abstimmung: 

mehrheitlich angenommen 

mit 44  gegen 2   

 

 

TOP 19 611/128/2022 

1. Deckblatt zum Bebauungsplan Nr. E 226, Bebauungsplan Nr. E 228-A sowie 2. 
Deckblatt zum Bebauungsplan Nr. E 264 der Stadt Erlangen – Gewerbegebiet 
Eltersdorf –  
hier: Satzungsgutachten/Satzungsbeschluss 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

a) Anlass und Ziel der Planung 

Die nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Erlangen setzt voraus, dass 
Unternehmen Rahmenbedingungen und Standortfaktoren vorfinden, die es ihnen ermöglichen, 
sich am Standort Erlangen zu entfalten und zu wachsen. Daher hat der Stadtrat am 26.10.2017 
beschlossen, auf Grundlage der Leitlinien zur Gewerbeentwicklung ein Konzept zu entwickeln, 
das die wirtschaftliche Dynamik des Standorts sichert und erhält.  

Entsprechend der definierten Leitlinien wird das Gewerbegebiet rund um den Pestalozziring in 
Erlangen Eltersdorf als ein höherwertiges Gewerbegebiet / Gewerbepark kategorisiert. 

 

Ansiedlung von Betrieben mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten soll an bestimmten 
Gewerbegebietsstandorten konzentriert werden, um eine Bündelung von Angeboten und 
Verkehrsströmen zu erreichen. Im Gewerbegebiet Eltersdorf sollen Einzelhandelsansiedlungen 
daher ausgeschlossen werden. Diese Zielsetzung entspricht den Grundsätzen des 
städtebaulichen Einzelhandelskonzeptes für Erlangen (SEHK).  

Das 2015 vom Stadtrat der Stadt Erlangen beschlossene Vergnügungsstättenkonzept benennt 
im Gewerbegebiet Eltersdorf den Bereich nördlich der Straße „Am Pestalozziring“ als 
Toleranzgebiet für Vergnügungsstätten, wohingegen der südliche Bereich keine Eignung für 
die Ansiedlung von Vergnügungsstätten aufweist. Dementsprechend werden im Bereich 
zwischen „Am Pestalozziring“ und „Weinstraße“ Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 
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Die Bebauungspläne Nr. E 226 und Nr. E 264 werden daher im Hinblick auf die Leitlinien der 
Gewerbeflächenentwicklung, auf das SEHK sowie das Vergnügungstättenkonzept bezüglich 
der Art der baulichen Nutzung weiterentwickelt und angepasst. Der bisher unbeplante 
Innenbereich im Nordwesten des Gewerbegebiets wird mit dem Bebauungsplan Nr. E 228-A 
einbezogen und es werden nunmehr auch für diesen Bereich planerische Aussagen zur Art der 
Nutzung getroffen.  

 

Des Weiteren müssen bei der Beurteilung der Zulässigkeit ansiedlungswilliger Betriebe die 
Auswirkungen der Betriebe auf den Straßenverkehr hinsichtlich der Menge der Fahrzeuge, der 
Art der Fahrzeuge und ggf. die Betriebszeiten im Zusammenhang mit der vorhandenen 
Verkehrsinfrastruktur betrachtet werden. Betriebe, die eine hohe Zahl an Verkehrsbewegungen 
mit Lkw verursachen und damit die Grenzen der Leistungsfähigkeit der bestehenden Straßen 
und Verkehrsknotenpunkte überschreiten, sollen im Gewerbegebiet ausgeschlossen werden 

Gewerbebetriebe mit negativen Auswirkungen auf den Straßenverkehr sind auszuschließen. 

 

Vor diesem Hintergrund schafft der vorliegende Bebauungsplan die bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Verwirklichung der vorhandenen städtebaulichen Zielsetzungen. 

 

b) Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Flst. Nrn. 810/4, 828/1, 829/1, 857/3, 
857/7, 857/8, 879, 879/1, 881, 881/3, 881/4, 882, 884, 884/2, 884/3, 885/2, 886, 886/2, 889, 
890, 890/2, 890/4, 890/5, 890/6, 890/7, 890/9, 890/10, 892/1, 892/2, 894/2, 904/2, 905/1, 
905/2, 906, 906/1, 906/2, 906/3, 908/1, 912, 912/1, 912/3, 914, 914/10, 914/15, 914/29, 
914/35, 914/36, 914/37, 914/38, 914/41, 914/43, 914/45, 914/46, 914/47, 914/48, 914/49, 
914/51, 914/52, 914/54, 914/56, 914/57, 914/58, 915, 915/4, 915/5, 916, 917, 920, 923, 923/1, 
942, 942/1, 942/3, 942/4, 949, 949/1, 949/2, 949/3 und 949/4 der Gemarkung Eltersdorf sowie 
Teilflächen der Grundstücke mit den Flst. Nrn. 804/1, 810/6, 857/2, 914/3, 950 und 950/12 der 
Gemarkung Eltersdorf. Er hat eine Größe von ca. 33,6 ha (Anlage 2). 

 

c) Planungsrechtliche Grundlage 

Dem wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) von 2003 sind für das Plangebiet folgende 
Darstellungen zu entnehmen: 

 Gewerbliche Baufläche 

 Fläche mit besonderer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz (Erhalt und 
Entwicklung) 

 Durchgrünung von Bauflächen 

 Eingrünung von Bauflächen 

 Oberirdische Hauptversorgungsleitungen 
Die Bebauungspläne stehen der Darstellung im FNP nicht entgegen. Die Änderung des FNP 
ist daher nicht erforderlich. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Aufstellung des 1. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 226, des Bebauungsplans Nr. E 228-
A und des 2. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 264 – Gewerbegebiet Eltersdorf – (Anlage 
3). 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
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Verfahrensstand 

Billigung 

Der UVPA hat am 26.07.2022 den Entwurf des 1. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 226, des 
Bebauungsplans Nr. E 228-A und des 2. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 264 in der Fassung 
vom 26.07.2022 mit Begründung gebilligt sowie die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
und die Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

Der Entwurf des 1. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 226, des Bebauungsplans Nr. E 228-A 
und des 2. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 264 wurde mit Begründung in der Zeit vom 
19.08.2022 bis einschließlich 23.09.2022 öffentlich ausgelegt. Bis zum Ende der Auslegungsfrist 
wurde keine Stellungnahme von Seiten der Öffentlichkeit abgegeben. 

 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 12.08.2022 von 
der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 S. 3 BauGB benachrichtigt und gem. § 4 Abs. 2 
BauGB unter Hinweis auf § 4a Abs. 4 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert worden. Es wurden 
insgesamt 32 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
beteiligt, von denen 13 eine Stellungnahme abgaben, die in der Anlage 1 behandelt werden. 

 

Prüfung der Stellungnahmen (siehe Anlage 1) 

Da die sich hieraus ergebenden Änderungen allein redaktioneller Art sind, kann der 
Bebauungsplan in der Fassung vom 15.11.2022 als Satzung beschlossen werden. 

 

Redaktionelle Änderungen im Ergebnis verwaltungsinterner Abstimmung 

 

 Die nachrichtliche Kennzeichnung der Bahnanlagen wurde für die Flurstücke Flst. Nrn. 
914/52 und 914/56 – Gmkg. Eltersdorf angepasst. Entsprechend des 
Planfeststellungsbeschlusses sollten die Flurstücke zwar an die Deutsche Bahn übergeben 
werden. Dies geschah jedoch nicht. Vielmehr hat die Deutsche Bahn von der 
Planfeststellung für die o.g. Flurstücke Abstand genommen, so dass diese an eine 
Privatperson veräußert werden konnten. Der Deutschen Bahn wurde ein Geh- und 
Fahrrecht für die o.g. Flurstücke eingeräumt. 
 

 Die nachrichtlich gekennzeichnete Wasserfläche wurde im Umweltbericht fälschlicherweise 
als Gewässer III. Ordnung bezeichnet. Es handelt sich um einen Privatweiher, der nicht in 
der Unterhaltspflicht der Kommunalen Wasserwirtschaft liegt. Der Umweltbericht wurde 
dementsprechend angepasst. 

 

 Die Begründung wurde um eine erläuternde Grafik ergänzt, die die Rechtsgrundlagen für 
die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben in den unterschiedlichen Teilbereichen 
des Bebauungsplans aufschlüsselt. Zudem wurde hinsichtlich der anzuwendenden 
Baunutzungsverordnung als Berechnungsgrundlage für das Maß der baulichen Nutzung 
ein klarstellender Satz hinzugefügt. 

 

 In der Planzeichnung wurde ein textlicher Hinweis zum Erfordernis einer 
Altlastensondierung unter Begleitung eines Altlastensachverständigen bei Eingriffen in den 
Boden ergänzt, so dass zukünftige Antragsteller*innen frühzeitig von diesem 
Handlungsbedarf Kenntnis erlangen. 
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 Der Umweltbericht wurde um einen erläuternden Textbaustein zum Lärmaktionsplan 2020 
der Stadt Erlangen ergänzt. 

 

Da die sich hieraus ergebenden Änderungen ebenso allein redaktioneller Art sind, kann der 
Bebauungsplan in der Fassung vom 15.11.2022 als Satzung beschlossen werden. 

 

Veränderungssperre 

Mit Inkrafttreten des 1. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 226, des Bebauungsplans Nr. E 228-
A und des 2. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 264 der Stadt Erlangen tritt die Satzung über 
die Veränderungssperre, deren Verlängerung der Stadtrat der Stadt Erlangen am 28.10.2021 
beschlossen hat, außer Kraft. 

 

4. Klimaschutz: 

 Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird in der Begründung auf mögliche Folgen und 
Auswirkungen auf das Klima eingegangen. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Ergebnis/Beschluss: 

1. Den Ergebnissen der Prüfung der Stellungnahmen in Anlage 1 wird beigetreten. Der 
Entwurf des 1. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 226, des Bebauungsplans Nr. E 228-
A sowie des 2. Deckblatts zum Bebauungsplan Nr. E 264 der Stadt Erlangen – 
Gewerbegebiet Eltersdorf – und Begründung in der Fassung vom 26.07.2022 wird 
entsprechend ergänzt. 

 

2. Der Entwurf des Bebauungsplans mit Begründung wird in geänderter Fassung vom 15.11.2022 
gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen, da die vorgebrachten Stellungnahmen nur 
Änderungen redaktioneller Art zur Folge haben.  

 

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   
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TOP 20 613/201/2022 

Zweckvereinbarung mit dem Landkreis Erlangen-Höchstadt und der Gemeinde 
Buckenhof über die Rufbuslinie 285T 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Die Rufbuslinie 285T verkehrt ausschließlich außerhalb des Stadtgebiet Erlangens in der 
Gemeinde Buckenhof im Landkreises Erlangen-Höchstadt. Sie ist als Zubringer auf eine 
Verknüpfung mit der Stadtbuslinie 285 an der Haltestelle Buckenhof ausgerichtet. Der 
Bedarfsverkehr wird in der Gemeinde Buckenhof gut angenommen. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Der öffentliche Dienstleistungsauftrag („öDA“) an die ESTW Stadtverkehr GmbH beinhaltet den 
Betrieb des Rufbusses 285T, welcher außerhalb der Stadtgrenze Erlangens verkehrt. Die 
bisherigen vertraglichen Regelungen sind abgelaufen und aufgrund der rechtlichen Anforderungen 
(VO Nr. 1370/2007) ist es erforderlich, die bisherigen Kooperationsmodelle für 
grenzüberschreitende ÖPNV-Linien mit den angrenzenden Aufgabenträgern neu zu ordnen. 

 

Als neue vertragliche Grundlage soll daher eine Zweckvereinbarung mit den Beteiligten 
geschlossen werden. Grundlage für diese Zweckvereinbarung ist der zum 03.12.2019 in Kraft 
getretene öffentliche Dienstleistungsauftrag der Stadt Erlangen nach der VO Nr.1370/2007 mit 
dem internen Betreiber. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Die Zweckvereinbarung dient zur Sicherstellung einer gemeinsamen vertraglichen Grundlage für 
den weiteren (bisher ungeregelt weitergeführten) Betrieb des Rufbusses 285T. Gegenstand der 
Vereinbarung sind neben der Aufgabenübertragung auch Regelungen zum Kostenersatz und zur 
Nutzung der Infrastruktur. Vertragspartner sind der Landkreis Erlangen-Höchstadt, die Gemeinde 
Buckenhof und die Stadt Erlangen. Die Vereinbarung wurde zwischen den Vertragspartnern und 
der ESTW Stadtverkehr GmbH vorab abgestimmt.  

 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 
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Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Die als Anlage beigefügte Zweckvereinbarung über die Rufbuslinie 285T zwischen der Stadt 
Erlangen, dem Landkreis Erlangen-Höchstadt und der Gemeinde Buckenhof soll abgeschlossen 
werden.  

  

Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   
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TOP 21 31/167/2022 

Antrag Nr. 259/2022 der Grünen Liste Fraktion: Querschnittsaufgabe Klima-
Aufbruch - Antrag zu den Arbeitsprogrammen aller Ämter 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

 

Im Stadtratsbeschluss 31/040/2020 wurde beschlossen, dass Klimaneutralität vor 2030 auf dem 
Stadtgebiet zu erreichen ist.  

 

Im Stadtratsbeschluss 31/163/2022 wurde der Endbericht Fahrplan Klima-Aufbruch mit dem 
dazugehörigen Maßnahmenkatalog als Grundlage des weiteren Handelns beschlossen (Nr. 1). Mit 
den verabschiedeten Maßnahmenbündeln (Leuchtturmprojekten) für 2023 wurde dieser Auftrag 
konkretisiert. Zudem wurde die Verwaltung beauftragt den gesamten Maßnahmenkatalog in den 
nächsten Jahren weiter zu konkretisieren und entsprechend in die Arbeitsprogramme für 2024 ff zu 
integrieren und die erforderlichen Haushaltsmittel und Personalstellen in den Ramen der 
Aufstellung des Haushalts 2024 ff anzumelden (Nr. 6).  

 

Demnach sind beide Punkte bereits durch Stadtratsbeschlüsse festgeschrieben und somit 
Grundlage des Handelns der Verwaltung.   

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Es gibt jedoch wenige Beschlüsse des Erlanger Stadtrates von größerer Bedeutung: Der Erlanger 
Stadtrat erkennt die Eindämmung des Klimawandels und seiner schwerwiegenden Folgen als 
Aufgabe von höchster Priorität an (13/313/2019). Dabei wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die radikale und schnelle Senkung des CO2-Ausstoßes die größte Herausforderung des 
kommenden Jahrzehnts werden wird. Sollte die Menschheit dieser Aufgabe nicht gerecht werden, 
ist mit schwerwiegenden Konsequenzen zu rechen. Das Einfügen des oben genannten Satzes in 
die Arbeitsprogramme kann dieser einmaligen Bedeutung der Beschlüsse zusätzliches Gewicht 
verleihen. 

 

Gleichzeitig ist Klimaschutz eine Querschnittsaufgabe, die nur gelingen kann, wenn die Aufgabe 
fest in der gesamten Stadtverwaltung verankert ist. Dabei ist jedes Amt der Erlanger 
Stadtverwaltung in der Lage, an dem Ziel mitzuwirken, sei es durch strategische Entscheidungen, 
konkrete Umsetzungen oder ein Umdenken im Arbeitsalltag beispielsweise hinsichtlich Mobilität 
und Energienutzung. Die Aufnahme des oben aufgeführten Satzes in die Arbeitsprogramme kann 
dabei helfen, die Wichtigkeit der Aufgabe und die gemeinsame Zielsetzung der Stadtverwaltung zu 
unterstreichen.  

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Daher soll der Satz im Sinne einer Präambel den Arbeitsprogrammen vorangestellt werden, um die 

Bedeutung und Dringlichkeit des Klimaschutzes als höchste Priorität zu verdeutlichen. 
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4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Ergebnis/Beschluss: 

In den Arbeitsprogrammen 2023 wird bei allen Ämtern auf S. 2 nach der Beschreibung des 

jeweiligen Amtes folgender Satz aufgenommen: 

Die Umsetzung des Stadtratsbeschlusses BV 31/163/2022 „Umsetzung Klimaaufbruch“ wird dem 

Handeln des Amtes zugrunde gelegt 
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Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 22 EBE-B/016/2022 

Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen (EBE) 
- Jahresabschluss 2021 - 
Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses 2021 einschl. 
Lagebericht gem. § 25 Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Vollzug der zugrundeliegenden Rechtsnormen, insbesondere 

- Gemeindeordnung Bayern (GO) 
- Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) 
- Betriebssatzung für den Entwässerungsbetrieb der Stadt Erlangen  
  hinsichtlich wirtschaftlicher Führung und Rechnungslegung 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

- Feststellung des Jahresabschlusses 
- Entscheidung über die Verwendung des Jahresüberschusses 

- Erteilung der Entlastung 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

- Begutachtung im BWA am 21.06.2022 
- Beschluss im RevA voraussichtlich am 21.07.2022 
- Feststellung des Jahresabschlusses, Entscheidung über die Behandlung des Jahres- 
  überschusses und Erteilung der Entlastung im Stadtrat am 27.10.2022. 

 

Der Jahresabschluss 2021 des EBE wurde von der Werkleitung gemäß § 25 
Eigenbetriebsverordnung Bayern (EBV) im I. Quartal 2022 aufgestellt. Siehe hierzu den Bericht 
über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2021 in dem der Lagebericht, die Bilanz, die 
Gewinn- und Verlustrechnung und der Anhang enthalten sind. 

 

Die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses 2021 erfolgte gemäß Beschluss des Stadtrates vom 
28.10.2021 durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband (BKPV), Renatastr. 73, 80639 
München. Die Prüfung erfolgte in einer Hauptprüfung 13.04. – 16.05.2022. Die Prüfung wurde am 
16. Mai 2022 abgeschlossen. 

 

Der Bestätigungsvermerk wurde für den Jahresabschluss 2021 vollinhaltlich erteilt. 
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Der Jahresabschluss 2021 wird den Mitgliedern des Bauausschusses / Werkausschusses für den 
Entwässerungsbetrieb gemäß § 9 Abs. 3 S. 1 der Betriebssatzung für den Entwässerungsbetrieb 
(BS-EBE) zur Stellungnahme vorgelegt. 

 

Die örtliche Rechnungsprüfung wird durch Amt 14 durchgeführt. Der Beschluss des 
Jahresabschlusses ist im Revisionsausschuss voraussichtlich am 21.07.2022 vorgesehen. 

 

Der Stadtrat soll gemäß § 9 Abs. 3 S. 2 u. 3 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 5 BS-EBE in der Sitzung am 
27.10.2022 den geprüften Jahresabschluss 2021 feststellen und über die Behandlung des 
Jahresüberschusses beschließen. 

 

Seitens der Werkleitung wird vorgeschlagen, dass der Jahresüberschuss des Wirtschaftsjahres 
2021 in Höhe von 4.111 TEUR auf neue Rechnung vorgetragen wird. 

 

Des Weiteren soll die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO erteilt werden. 

 

Die Mitglieder des BWA’s haben einen Bericht über die Abschlussprüfung des Jahresabschlusses 
zum 31. Dezember 2021 für das Geschäftsjahr 2021 des Wirtschaftsprüfers erhalten. 

 

Die Mitglieder des Stadtrates erhalten einen Bericht über die Abschlussprüfung des 
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 für das Geschäftsjahr 2021. 

 

Erläuterung des Jahresergebnisses 

Das Geschäftsjahr 2021 schließt mit einem Jahresüberschuss von 4.111 TEUR, während im 
Vorjahr ein Jahresfehlbetrag von 2.472 TEUR ausgewiesen wurde. Neben einer höheren 
Schmutzwassermenge und der Gebührenerhöhung zum 01.01.2021 wirkten sich insbesondere die 
Auflösungen  der Rückstellungen für Abwasserabgabe ergebniswirksam aus. Im Vergleich zum 
Jahresüberschuss gemäß Wirtschaftsplan, der mit 3.200 TEUR veranschlagt wurde, ist der 
ausgewiesene Jahresüberschuss (4.111 TEUR) um 911 TEUR höher als erwartet. 

 

4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  
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   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Der Stadtrat stellt den Jahresabschluss 2021 fest und beschließt den bilanziellen 
Jahresüberschuss in Höhe von 4.111 TEUR auf neue Rechnung vorzutragen.  
Weiterhin wird die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO erteilt.  

  

Abstimmung: 

mehrheitlich angenommen 

mit 42  gegen 4   

 

 

TOP 22.1 13-2/127/2022 

Änderung im Stadtteilbeirat Innenstadt – Berufung eines Ersatzmitgliedes für die 
Amtszeit vom 01. Dezember 2022 bis 30. April 2026 

 

Sachbericht: 

1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Der Erlanger Stadtrat hat in seiner Sitzung am 28. Juli 2016 den Grundsatzbeschluss zur 
Bildung von Stadtteilbeiräten gefasst. 

Die Mitglieder des Beirates werden nach § 3 Abs. 2 der Satzung der Stadt Erlangen über Orts- 
und Stadtteilbeiräte berufen. 

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

Die Mitglieder und Ersatzmitglieder im Stadtteilbeirat sowie alle Betreuungsstadträte werden 
für die Amtszeit bis 30. April 2026 bestellt und namentlich genannt.  
Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern aus dem Stadtteilbeirat rücken die Ersatzmitglieder 
nach, bzw. werden neue Ersatzmitglieder benannt. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
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4. Klimaschutz: 

 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 

  ja, positiv*  

  ja, negativ*  

  nein  

 

Wenn ja, negativ: 

Bestehen alternative Handlungsoptionen? 

 

   ja*  

   nein* 

 

*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  

 

Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine 
alternative Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur 
Entscheidung vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 

5. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  

Sachkosten: € bei Sachkonto:  

Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 

Folgekosten € bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 

Weitere Ressourcen  

 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 

  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         

         sind nicht vorhanden 

 

Ergebnis/Beschluss: 

Für die FDP wird Herr Simon Gritzmann, Nachrücker von Herrn Alexander Schilling, als 
Ersatzmitglied in den Stadtteilbeirat Innenstadt berufen.  
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Abstimmung: 

einstimmig angenommen 

mit 46  gegen 0   

 

 

TOP 22.2 304/2022/ERLI-A/036 

Aufhebung von Bußgeldbescheiden wg. sog. "Corona-Ausgangssperre"; 
Dringlichkeitsantrag der Erlanger Linke Nr. 304/2022 

 
Protokollvermerk: 

Der Stadtrat spricht sich mit 4 gegen 42 Stimmen gegen die Dringlichkeit aus.   

 

Abstimmung: 

zurückgestellt (Vorgang eingestellt) 

 

 

TOP 23  

Anfragen 

 

Protokollvermerk: 

Herr berufsm. StR Ternes beantwortet die schriftliche Anfrage der Erlanger Linke zum Thema 
„Statusfeststellungsklagen bei Honorarkräften im schulischen Einsatz“ mündlich. 

 

Folgende Anfragen werden mündlich gestellt:  

1. Herr StR Urban bezieht sich auf die Kanalunterführung in Frauenaurach: Wann wird sie wieder 
komplett befahrbar sein? Können die Lampen gereinigt werden? Herr berufsm. StR Weber sagt 
eine Prüfung zu. 

2. Herr StR Jarosch fragt an, ob das Thema „Ortsumgehung Eltersdorf“ in diesem Jahr noch in den 
Gremien behandelt wird. Herr StR Weber verneint dies. 

3. Frau StRin Egelseer-Thurek möchte wissen, warum die Jahresschlussveranstaltung ohne die 
Amtsleiter durchgeführt wird. Der Vorsitzende OBM Dr. Janik erklärt, dass sie schon beim 
Sommerfest eingeladen waren und das auch eine Budgetfrage ist.  

4. Herr StR Wening gibt einen Hinweis auf den Ehrenamtsstand am Weihnachtsmarkt.  
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Sitzungsende 
 
am 24.11.2022, 17:00 Uhr 
 
 
 
  Der / die Vorsitzende: 
 
 
 
  ………………………… 
  Oberbürgermeister 
  Dr. Janik 
 
 
 
   Der / die Schriftführer/in: 
 
 
 
   …………………………… 
   Solger 
 
 
 Kenntnis genommen 
 
 
 
 Für die CSU-Fraktion: 
 
 
 
 Für die SPD-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Grüne/Grüne Liste-Fraktion: 
 
 
 
 Für die ödp-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Ausschussgemeinschaft FDP/FWG: 
 
 
 
 Für die Ausschussgemeinschaft Klimaliste Erlangen/Erlanger Linke: 
 
 
 
 Für die AfD: 
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